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2032-1-1-F, 2033-1-1-F, 2230-7-1-K

Gesetz  
zur Änderung des  

Bayerischen Besoldungsgesetzes und  
weiterer Rechtsvorschriften

vom 10. August 2023

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Änderung des  
Bayerischen Besoldungsgesetzes

Das Bayerische Besoldungsgesetz (BayBesG) vom 
5. August 2010 (GVBl. S. 410, 764, BayRS 2032-1-1-F),  
das zuletzt durch Art.  11 des Gesetzes vom 21. April 
2023 (GVBl. S. 128) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1.	 In Art.  2 Abs.  3 Nr.  1 wird nach der Angabe „108 
Abs. 2“ die Angabe „und 14“ eingefügt.

2.	 In Art. 83 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Buchst. a wird nach der 
Angabe „108 Abs. 2“ die Angabe „und 14“ eingefügt.

3.	 Dem Art. 108 wird folgender Abs. 14 angefügt:

„(14) 1Lehrkräfte mit der Befähigung für das 
Lehramt an Volks-, Grund- und Mittelschulen in der 
Besoldungsgruppe A 12 erhalten eine jährlich auf-
wachsende monatliche Zulage in folgender Staffe-
lung:

1.	 ab dem 1. Januar 2024 in Höhe von 80 €,

2.	 ab dem 1. Januar 2025 in Höhe von 160 €,

3.	 ab dem 1. Januar 2026 in Höhe von 240 €,

4.	 ab dem 1. Januar 2027 in Höhe von 320 €,

5.	 ab dem 1. Januar 2028 in Höhe von 400 €.

2Lehrkräfte mit der Befähigung für das Lehramt an 
Volks-, Grund- und Mittelschulen in der Besoldungs-
gruppe A 12 mit Amtszulage nach Fußnote 2 erhalten 
eine jährlich aufwachsende monatliche Zulage in fol-
gender Staffelung:

1.	 ab dem 1. Januar 2024 in Höhe von 40 €,

2.	 ab dem 1. Januar 2025 in Höhe von 80 €,

3.	 ab dem 1. Januar 2026 in Höhe von 120 €,

4.	 ab dem 1. Januar 2027 in Höhe von 160 €,

5.	 ab dem 1. Januar 2028 in Höhe von 200 €.

3Die Zulage entfällt mit der Übertragung eines Amtes 
der Besoldungsgruppe A 13. 4Grundgehalt und Zula-
ge dürfen zusammen mit Amtszulagen zu der Besol-
dungsgruppe A 12 das Grundgehalt der Besoldungs-
gruppe A 13 nicht übersteigen.“

4.	 Art. 111 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nr. 2 wird das Wort „und“ am Ende durch ein 
Komma ersetzt.

b)	 In Nr. 3 wird der Punkt am Ende durch das Wort 
„und“ ersetzt.

c)	 Folgende Nr. 4 wird angefügt:

„4.	 Art. 108 Abs. 14 mit Ablauf des 31. August 
2028.“

§ 2

Weitere Änderung des  
Bayerischen Besoldungsgesetzes

Das Bayerische Besoldungsgesetz (BayBesG), das 
zuletzt durch § 1 dieses Gesetzes geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.	 In Art. 2 Abs. 3 Nr. 1 wird die Angabe „und 14“ ge-
strichen.

2.	 Art. 23 Satz 1 Nr. 4 Halbsatz 2 wird aufgehoben.

3.	 Art. 27 Abs. 5 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 wird die Satznummerierung „1“ gestri-
chen, die Angabe „A 14,“ wird durch die Wörter 
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„A 14 mit Amtszulage,“ und die Wörter „A 14 mit 
Amtszulage zugeordnet“ werden durch die An
gabe „A 15 zugeordnet“ ersetzt.

b)	 Satz 2 wird aufgehoben.

4.	 In Art.  33 Satz 2 werden die Wörter „  ,  Lehrer und 
Lehrerinnen ab Besoldungsgruppe A 12“ gestrichen.

5.	 In Art. 83 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Buchst. a wird die An
gabe „und 14“ gestrichen.

6.	 In Art. 98 Satz 3 Halbsatz 1 wird die Angabe „A 12 
oder“ gestrichen.

7.	 Nach Art. 109 wird folgender Art. 110 eingefügt:

„Art. 110

Überleitung Konrektoren und Konrektorinnen

Die am 31. August 2028 vorhandenen Konrekto-
ren und Konrektorinnen der Besoldungsgruppe A 13  
mit Amtszulage nach Fußnote 4 in Verbindung mit 
Art. 27 Abs. 5 Satz 2 erster Betrag der Anlage 4 wer-
den in das Konrektorenamt der Besoldungsgruppe  
A 14, die am 31. August 2028 vorhandenen Konrek-
toren und Konrektorinnen der Besoldungsgruppe 
A 13 mit Amtszulage nach Fußnote 4 in Verbindung 
mit Art. 27 Abs. 5 Satz 2 zweiter Betrag der Anlage 4 
werden in das Konrektorenamt der Besoldungsgrup-
pe A 14 mit Amtszulage übergeleitet.“

8.	 Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Besoldungsgruppe A 12 wird wie folgt ge-
ändert:

aa)	 Die Zeile „Lehrer, Lehrerin1) 2)“ wird gestrichen.

bb)	 Fußnote 2 wird aufgehoben.

b)	 Die Besoldungsgruppe A 13 wird wie folgt ge-
ändert:

aa)	 Die Zeile „Konrektor, Konrektorin4)“ wird ge-
strichen.

bb)	 Die Zeile „Rektor, Rektorin1)“ wird gestrichen.

cc)	 In der Zeile „Studienrat, Studienrätin im 
Grundschuldienst11) 12)“ wird die Fußnote „11)“ 
durch die Fußnote „5)“ ersetzt.

dd)	 In der Zeile „Studienrat, Studienrätin im 
Mittelschuldienst11) 12)“ wird die Fußnote „11)“ 

durch die Fußnote „5)“ ersetzt.

ee)	 Die Zeile „Zweiter Konrektor, Zweite Konrek-
torin1)“ wird gestrichen.

ff)	 Die Fußnoten 4 und 11 werden aufgehoben.

c)	 In der Besoldungsgruppe A 15 wird nach der Zei-
le „Regierungsschuldirektor, Regierungsschuldi-
rektorin2)“ die Zeile „Rektor, Rektorin“ eingefügt.

9.	 Anlage 4 wird wie folgt geändert:

a)	 In der Zeile der Besoldungsgruppe A 12 wird die 
Zeile mit der Fußnote „2“ und der am 31. August 
2028 geltende Betrag gestrichen.

b)	 In der Zeile der Besoldungsgruppe A 13 wird 
die Zeile mit den Wörtern „4 in Verbindung mit 
Art.  27 Abs.  5 Satz  2“ und den am 31. August 
2028 geltenden Beträgen gestrichen.

10.	 Anlage 9 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Zeile mit den Wörtern „an Grundschulen und 
Mittelschulen“ wird gestrichen.

b)	 In der Zeile mit den Wörtern „an Realschulen und 
Sonderschulen“ werden in der Spalte „Mehrar-
beit (im Schuldienst) nach Schularten“ die Wör-
ter „an Realschulen und Sonderschulen“ durch 
die Wörter „an Grundschulen, Mittelschulen, Re-
alschulen und Förderschulen“ ersetzt.

11.	 In Anlage 10 wird die Zeile mit den Angaben „A 12“ 
und dem am 31. August 2028 geltenden Betrag ge-
strichen.

§ 3

Änderung des  
Bayerischen Beamtenversorgungsgesetzes

Nach Art.  114g des Bayerischen Beamtenversor-
gungsgesetzes (BayBeamtVG) vom 5. August 2010 (GVBl. 
S. 410, 528, 764, BayRS 2033-1-1-F), das zuletzt durch 
§ 2 des Gesetzes vom 10. März 2023 (GVBl. S. 80, 111) 
geändert worden ist, wird folgender Art. 114h eingefügt:

„Art. 114h

Übergangsvorschrift aufgrund Anpassung der  
Lehrerbesoldung

(1) 1Eine Zulage nach Art. 108 Abs. 14 BayBesG, die 
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vor Versetzung oder Eintritt in den Ruhestand zuletzt zu-
gestanden hat, zählt zu den ruhegehaltfähigen Bezügen 
gemäß Art. 12 Abs. 1. 2Im Fall des Art. 12 Abs. 5 Satz 1 ist 
die Zulage nach Art. 108 Abs. 14 Satz 1 BayBesG anzu-
setzen, die zugestanden hätte. 3Die Zulage nimmt an den 
allgemeinen Bezügeanpassungen nach Art. 4 teil.

(2) 1Für Versorgungsempfänger und Versorgungs-
empfängerinnen, deren ruhegehaltfähige Bezüge am 
31. August 2028 eine Amtszulage nach Fußnote 2 zu der 
Besoldungsgruppe A 12 der Anlage 1 oder eine Amtszu-
lage nach Fußnote 4 zu der Besoldungsgruppe A 13 der 
Anlage 1 zum Bayerischen Besoldungsgesetz umfassen, 
gelten die zu diesem Zeitpunkt geltenden Beträge der 
Amtszulagen für die Berechnung der Versorgungsbezüge 
fort und nehmen an den allgemeinen Bezügeanpassun-
gen nach Art. 4 teil. 2Die Fortgeltung der Beträge gilt auch 
für eine Zulage nach Art. 108 Abs. 14 BayBesG in der am 
31. August 2028 geltenden Fassung.“

§ 4

Änderung des  
Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes

Das Bayerische Schulfinanzierungsgesetz  
(BaySchFG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31.  Mai 2000 (GVBl. S.  455, 633, BayRS 2230-7-1-K), 
das zuletzt durch Art.  13 des Gesetzes vom 21.  April 
2023 (GVBl. S. 128) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1.	 Art. 17 wird wie folgt geändert:

a)	 Der Überschrift wird das Wort „ ; Verordnungser-
mächtigung“ angefügt.

b)	 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) 1Die Tabellen in Abs. 2 werden für Re-
alschulen im Jahr 2024 und danach im Abstand 
von jeweils zwei Jahren, für Gymnasien im Jahr 
2028 und danach im Abstand von jeweils zwei 
Jahren überprüft und durch Rechtsverordnung 
des Staatsministeriums jeweils zum 1.  Januar 
des auf das Überprüfungsjahr folgenden Kalen-
derjahres unter Anwendung des Änderungsfak-
tors angepasst, um den sich die Lehrer-Schü-
ler-Relation an staatlichen Schulen der jeweiligen 
Schulart im maßgeblichen Betrachtungszeitraum 
verändert hat. 2Der Änderungsfaktor wird wie 
folgt ermittelt:

1.	 die Lehrer-Schüler-Relation an staatlichen 
Schulen der jeweiligen Schulart wird auf  

Basis der Anzahl der Lehrkräfte in 
Vollzeitlehrereinheiten und der Schülerin-
nen und Schüler gemäß den Amtlichen 
Schuldaten des dem Überprüfungsjahr vo-
rangegangenen Jahres errechnet und an-
schließend kaufmännisch auf sechs Nach-
kommastellen gerundet;

2.	 dieser Wert wird durch die kaufmännisch 
auf sechs Nachkommastellen gerundete 
Lehrer-Schüler-Relation dividiert, die der 
letztmaligen Anpassung der der Schulart 
entsprechenden Tabelle in Abs.  2 zugrun-
de lag, und anschließend kaufmännisch auf 
drei Nachkommastellen gerundet.

3Die bisherigen Werte in den Spalten 2 und 4 der 
Tabellen in Abs. 2 werden mit dem in Satz 2 ge-
nannten schulartspezifischen Änderungsfaktor 
multipliziert und das Produkt auf drei Nachkom-
mastellen kaufmännisch gerundet. 4Soweit Ent-
wicklungen im Bereich der staatlichen Schulen 
bereits gesondert in der Finanzierung abgebildet 
sind, wird eine doppelte Berücksichtigung durch 
eine entsprechende Anpassung des Änderungs-
faktors nach Satz 2 ausgeschlossen.“

2.	 Art. 31 wird wie folgt geändert:

a)	 Der Überschrift wird das Wort „ ; Verordnungser-
mächtigung“ angefügt.

b)	 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird die Satznummerierung „1“ ge-
strichen.

bb)	 Satz 2 wird aufgehoben.

c)	 Nach Abs. 3 wird folgender Abs. 4 eingefügt:

„(4) 1Die Tabellen in Abs. 2 werden im Jahr 
2024 und danach im Abstand von jeweils zwei 
Jahren überprüft und durch Rechtsverordnung 
des Staatsministeriums jeweils zum 1.  August 
des Überprüfungsjahres unter Anwendung des 
Änderungsfaktors angepasst, um den sich die 
Lehrer-Schüler-Relation an staatlichen Schulen 
der jeweiligen Schulart im maßgeblichen Be-
trachtungszeitraum verändert hat. 2Der Ände-
rungsfaktor wird wie folgt ermittelt:

1.	 die Lehrer-Schüler-Relation an staat-
lichen Schulen der jeweiligen Schulart 
wird auf Basis der Anzahl der Lehrkräfte 
in Vollzeitlehrereinheiten und der Schüle-
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rinnen und Schüler gemäß den Amtlichen 
Schuldaten des dem Überprüfungsjahr vo-
rangegangenen Jahres errechnet und an-
schließend kaufmännisch auf sechs Nach-
kommastellen gerundet;

2.	 dieser Wert wird durch die kaufmännisch 
auf sechs Nachkommastellen gerundete 
Lehrer-Schüler-Relation dividiert, die der 
letztmaligen Anpassung der der Schulart 
entsprechenden Tabelle in Abs.  2 zugrun-
de lag, und anschließend kaufmännisch auf 
drei Nachkommastellen gerundet.

3Die bisherigen Werte in den Spalten 2 und 4 der 
Tabellen in Abs. 2 werden mit dem in Satz 2 ge-
nannten schulartspezifischen Änderungsfaktor 
multipliziert und das Produkt auf drei Nachkom-
mastellen kaufmännisch gerundet. 4Soweit Ent-
wicklungen im Bereich der staatlichen Schulen 
bereits gesondert in der Finanzierung abgebildet 
sind, wird eine doppelte Berücksichtigung durch 
entsprechende Anpassung des Änderungsfak-
tors nach Satz 2 ausgeschlossen.“

d)	 Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5 und folgender 
Satz 3 wird angefügt:

„3Zusätzlich ist bei der Berechnung der Bezü-
ge die Zulage nach Art. 108 Abs. 14 Satz 1 des 
Bayerischen Besoldungsgesetzes (BayBesG) 
zugrunde zu legen.“

e)	 Die bisherigen Abs. 5 und 6 werden die Abs. 6 
und 7.

3.	 Art. 38 Abs. 2 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

„2.	 Der Zuschusssatz wächst mit folgender Staffe-
lung auf und beträgt:

a)	 ab dem 1. Januar 2024 118 v. H.,

b)	 ab dem 1. Januar 2025 121 v. H.,

c)	 ab dem 1. Januar 2026 125 v. H.“

4.	 In Art. 44 Satz 2 werden die Wörter „des Bayerischen 
Besoldungsgesetzes –“ gestrichen.

5.	 In Art.  47 Abs.  3 wird das Wort „Unterrichtsmonat“ 
durch das Wort „Kalendermonat“ ersetzt.

6.	 Art. 61 wird wie folgt geändert: 

a)	 Der Überschrift wird das Wort „ , Außerkrafttreten“ 
angefügt.

b)	 Der Wortlaut wird Abs.1.

c)	 Folgender Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Art. 31 Abs. 5 Satz 3 tritt mit Ablauf des 
31. August 2028 außer Kraft.“

§ 5

Weitere Änderung des  
Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes

In Art.  31 Abs.  5 Satz  1 des Bayerischen Schulfi-
nanzierungsgesetzes (BaySchFG), das zuletzt durch § 4 
dieses Gesetzes geändert worden ist, wird die Angabe 
„A 12“ durch die Angabe „A 13“ ersetzt.

§ 6

Weitere Änderung des  
Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes

In Art. 41 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 des Bayerischen Schul-
finanzierungsgesetzes (BaySchFG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 455, 633, 
BayRS 2230-7-1-K), das zuletzt durch § 5 dieses Geset-
zes geändert worden ist, wird die Angabe „89“ durch die 
Angabe „100“ ersetzt.

§ 7

Inkrafttreten

1Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2024 in Kraft. 2Ab-
weichend von Satz 1 treten die §§ 2 und 5 am 1. Septem-
ber 2028 in Kraft.

München, den 10. August 2023

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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2231-1-A

Gesetz  
zur Änderung des  

Bayerischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes

vom 10. August 2023

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgen-
de Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht 
wird:

§ 1

Das Bayerische Kinderbildungs- und -betreuungs-
gesetz (BayKiBiG) vom 8.  Juli 2005 (GVBl. S.  236,  
BayRS 2231-1-A), das zuletzt durch §  1 des Gesetzes 
vom 23. Dezember 2021 (GVBl. S. 671) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.	 In Art. 2 Abs. 3 wird das Wort „behinderten“ durch die 
Wörter „Kindern mit Behinderung“ ersetzt.

2.	 In Art.  6 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „SGB VIII“ 
durch die Wörter „des Achten Buches Sozialgesetz-
buch (SGB VIII)“ ersetzt. 

3.	 In Art. 9 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Buchs“ durch 
das Wort „Buches“ ersetzt.

4.	 Nach Art. 14 wird folgender Art. 14a eingefügt:

„Art. 14a 

Landeselternbeirat

(1) 1Bei dem Staatsministerium für Familie, Ar-
beit und Soziales (Staatsministerium) besteht ein 
Landeselternbeirat. 2Die Geschäftsführung obliegt 
dem Staatsministerium. 

(2) 1Der Landeselternbeirat vertritt die Anliegen 
der Eltern und berät das für Kindertageseinrichtungen 
und Kindertagespflege zuständige Staatsministerium 
in wichtigen Fragen der frühkindlichen Bildung, durch 
die Belange der Eltern berührt werden. 2Der Landes-
elternbeirat unterstützt das Staatsministerium ferner 
durch Beratung bei Fragen der Bedarfsplanung. 3Das 
Staatsministerium bezieht den Landeselternbeirat in 
geeigneter Weise bei Fragen der Fortentwicklung der 
Kindertagesbetreuung in Bayern ein.

(3) 1Der Landeselternbeirat soll durch seine 
Mitglieder die Einrichtungsvielfalt auf Landesebene 

sowie die Angebotsvielfalt in Stadt und Land wider-
spiegeln. 2Auf ein ausgewogenes Verhältnis der Ge-
schlechter ist zu achten.

(4) 1Dem Landeselternbeirat gehören 15 Mitglie-
der an, von denen eines den Vorsitz führt. 2Die Beru-
fung der Mitglieder erfolgt durch das Staatsministeri-
um für die Dauer von zwei Jahren auf Grundlage von 
Vorschlägen von im Bereich der Kinderbetreuung 
tätigen Verbänden. 3Vorgeschlagen werden können 
Elternbeiräte nach Art. 14 Abs. 1 oder Eltern, deren 
Kind in der Kindertagespflege betreut wird. 4Die er-
neute Berufung eines Mitglieds ist einmalig zulässig. 
5Die Mitglieder können ihr Amt jederzeit niederlegen. 
6Aus wichtigem Grund können sie durch das Staats-
ministerium von ihrem Amt abberufen werden. 7Die 
Mitglieder üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. 8Für 
jedes Mitglied ist ein stellvertretendes Mitglied zu be-
nennen. 9Für die stellvertretenden Mitglieder gelten 
die Sätze 2 bis 7 entsprechend.

(5) Das Staatsministerium berichtet dem Land-
tag nach Ablauf des 31. Januar 2026 über die Umset-
zung der Abs. 1 bis 4.“

5.	 In Art. 17 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „für Fa-
milie, Arbeit und Soziales (Staatsministerium)“ ge-
strichen.

6.	 Art. 18 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „SGB I“ durch 
die Wörter „des Ersten Buches Sozialgesetz-
buch (SGB I)“ ersetzt. 

b)	 In Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter „  ; dies gilt 
nicht“ gestrichen und die Wörter „10  000  Euro 
nicht überschreitet“ durch die Wörter „über 
10 000 € beträgt“ ersetzt. 

7.	 In Art. 20a Satz 1 Satzteil vor Nr. 1 wird nach der An-
gabe „Großtagespflege (“ die Angabe „Art. 9 Abs. 2,“ 
eingefügt.

8.	 Art. 21 Abs. 5 wird wie folgt geändert:

a)	 Satz 2 wird wie folgt geändert:
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aa)	 Den Nrn. 1 bis 3 wird jeweils ein Komma an-
gefügt.

bb)	 In Nr. 4 werden das Wort „behinderte“ durch 
die Wörter „Kinder mit Behinderung“ und 
die Angabe „§ 99 SGB IX“ durch die Wörter 
„§  99 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch (SGB  IX)“ ersetzt sowie die Wörter 
„oder wenn der örtliche Träger für Leistungs-
berechtigte nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz einen der Eingliederungshilfe 
entsprechenden Anspruch dem Grunde 
nach festgestellt hat,“ angefügt. 

cc)	 In Nr. 5 wird das Wort „behinderte“ durch die 
Wörter „Kinder mit Behinderung“ ersetzt und 
am Ende ein Komma angefügt.

dd)	 Nach Nr.  5 werden die folgenden Nrn.  6  
und 7 eingefügt:

„6.	 1,3 für Kinder in Tagespflege unabhän-
gig vom Alter des Kindes,

7.	 4,5 für Kinder mit Behinderung oder von 
wesentlicher Behinderung bedrohte Kin-
der, die nach Maßgabe des § 23 Abs. 1 
SGB  VIII vom Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe zur Förderung an eine Ta-
gespflegeperson vermittelt wurden und 
diese für die Betreuung ein entspre-
chend erhöhtes Tagespflegeentgelt er-
hält,“. 

ee)	 Die bisherige Nr. 6 wird Nr. 8.

b)	 Satz 7 wird aufgehoben.

9.	 Art. 22 Satz 3 wird aufgehoben.

10.	 In Art. 23a Abs. 13 Satz 1 wird die Angabe „SGB III“ 
durch die Wörter „des Dritten Buches Sozialgesetz-
buch“ ersetzt.

11.	 In Art.  25 Satz 1 Halbsatz 1 wird das Wort „Sätze“ 
durch das Wort „Satz“ ersetzt.

12.	 Art. 32 wird wie folgt geändert:

a)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nr. 5 wird das Wort „und“ am Ende durch 
ein Komma ersetzt.

bb)	 Der Nr. 6 wird das Wort „und“ angefügt.

cc)	 Nach Nr. 6 wird folgende Nr. 7 angefügt:

„7.	 Näheres über den Landeselternbeirat 
nach Art. 14a – insbesondere zu Aus-
wahl, Berufung und Abberufung der 
Mitglieder und stellvertretenden Mit-
glieder –“. 

b)	 In Satz  2 werden die Wörter „und die kommu-
nalen Spitzenverbände“ durch die Wörter „ , die 
kommunalen Spitzenverbände und der Landes-
elternbeirat“ ersetzt.

13.	 In Art. 33 Abs. 2 Satzteil vor Nr. 1 wird die Angabe 
„5 000“ durch das Wort „fünftausend“ ersetzt.

14.	 Dem Art. 34 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

„(3) Der Gewichtungsfaktor 4,5 wird in den Fäl-
len, in denen der örtliche Träger für Leistungsberech-
tigte nach dem Asylbewerberleistungsgesetz einen 
der Eingliederungshilfe entsprechenden Anspruch 
dem Grunde nach festgestellt hat, erstmals für die 
Monate ab 1. Januar 2024 gewährt.“

§ 2

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

München, den 10. August 2023

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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2239-1-K

Gesetz  
zur Änderung des  

Bayerischen Erwachsenenbildungsförderungsgesetzes

vom 10. August 2023

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Art. 6 Abs. 2 des Bayerischen Erwachsenenbildungs-
förderungsgesetzes (BayEbFöG) vom 31.  Juli 2018 
(GVBl. S. 662, BayRS 2239-1-K), das zuletzt durch § 1 
des Gesetzes vom 5. August 2022 (GVBl. S. 488) geän-
dert worden ist, wird wie folgt gefasst:

„(2) 1Jeder Förderempfänger erhält für das jeweilige 
Haushaltsjahr einen Sockelbetrag von 100  000  €. 2Ste-
hen für das jeweilige Haushaltsjahr Haushaltsmittel nicht 
in der dafür erforderlichen Höhe zur Verfügung, wird der 
Sockelbetrag für jeden Förderempfänger anteilig vermin-
dert. 3Von den nach der Bemessung des Sockelbetrags 
verbleibenden Haushaltsmitteln werden nach den für das 
zweite Kalenderjahr vor Beginn des jeweils maßgeblichen 
Haushaltsjahres ermittelten Werten verteilt:

1.	 40 % nach den Anteilen an den geleisteten Doppel-
stunden,

2.	 30 % nach den Anteilen an der Zahl der Teilnehmer,

3.	 30 % nach den Anteilen an der Zahl der Veranstal-
tungen.

4Dabei werden auch die Doppelstunden, Teilnehmer und 
Veranstaltungen berücksichtigt, die auf Lehrangebote 
entfallen, die nach Art. 7 gefördert werden.“

§ 2

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2026 in Kraft.

München, den 10. August 2023

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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01-1-23-I

Bekanntmachung  
des Verwaltungsabkommens  

zwischen dem Land Baden-Württemberg und dem Freistaat Bayern über die  
Wahrnehmung vollzugspolizeilicher Aufgaben auf dem  

Gebiet des Marktes Altusried – Ferienpark Allgäu  
vom 22. März 2023 und 25. Mai 2023

vom 4. Juli 2023

Das Bayerische Staatsministerium des Innern, für 
Sport und Integration hat mit dem Ministerium des Inne-
ren, für Digitalisierung und Kommunen des Landes Ba-
den-Württemberg das Verwaltungsabkommen über die 
Wahrnehmung vollzugspolizeilicher Aufgaben auf dem 
Gebiet des Marktes Altusried – Ferienpark Allgäu abge-
schlossen. Das Verwaltungsabkommen ist mit Zeitpunkt 
seiner Unterzeichnung in Kraft getreten. Der Wortlaut 
des Abkommens wird nachstehend bekannt gemacht.

München, den 4. Juli 2023 

Bayerisches Staatsministerium 
des Innern, für Sport und Integration 

Joachim H e r r m a n n ,  Staatsminister

Verwaltungsabkommen  
zwischen dem Land Baden-Württemberg und dem Freistaat Bayern über die  

Wahrnehmung vollzugspolizeilicher Aufgaben auf dem Gebiet des  
Marktes Altusried – Ferienpark Allgäu

vom 22. März 2023 und 25. Mai 2023

Das Land Baden-Württemberg, vertreten durch den 
baden-württembergischen Ministerpräsidenten, dieser 
vertreten durch den baden-württembergischen Minister 
des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen Baden- 
Württemberg

und

der Freistaat Bayern, vertreten durch den Bayerischen 
Ministerpräsidenten, dieser vertreten durch den Bayeri-
schen Staatsminister des Innern, für Sport und Integrati-
on schließen über die polizeilichen Vollzugsaufgaben im 

Ferienpark Allgäu das folgende Verwaltungsabkommen:

Art. 1 [Aufgabenübertragung]

(1) Der Freistaat Bayern überträgt die Wahrnehmung voll-
zugspolizeilicher Aufgaben auf dem im Absatz 2 genann-
ten Gebiet des Freistaates Bayern liegenden Teil des Fe-
rienparks Allgäu dem Land Baden-Württemberg.

(2) Das Gebiet umfasst in Bayern das Flurstück Nr. 210 im 
Gewann Gschwendenholz auf der Gemarkung Frauen
zell des Marktes Altusried.
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(3) Das Land Baden-Württemberg nimmt diese Aufgaben 
durch die Landespolizei wahr.

Art. 2 [Art und Umfang der Befugnisse]

(1) Art und Umfang der Befugnisse der baden-württem-
bergischen Polizeibeamten im Übertragungsbereich be-
stimmen sich nach bayerischem Landesrecht.

(2) Die zuständigen Behörden des Freistaates Bayern 
sind nach Maßgabe des bayerischen Rechts gegenüber 
den baden-württembergischen Polizeidienststellen und 
Polizeibeamten zur Erteilung von fachlichen Weisungen 
befugt, soweit diese polizeiliche Maßnahmen im Übertra-
gungsbereich betreffen.

(3) Die Dienstaufsicht bleibt unberührt.

Art. 3 [Kosten]

Personal- und Sachkosten werden vom Freistaat Bayern 
nicht erstattet.

Art. 4 [Freistellung von Verbindlichkeiten]

(1) Der Freistaat Bayern stellt das Land Baden-Württem-
berg im lnnenverhältnis von allen Verbindlichkeiten ge-
genüber Dritten frei, die diesem bei der Wahrnehmung 
der polizeilichen Vollzugsaufgaben im Übertragungsbe-
reich durch Entschädigungsansprüche nach dem Poli-
zeiaufgabengesetz, durch Amtspflichtverletzungen oder 
durch rechtmäßige oder schuldlos rechtswidrige Eingriffe 
baden-württembergischer Polizeibeamter in Rechte Drit-
ter erwachsen, sofern der entstandene Schaden durch 
Bedienstete des Landes Baden-Württemberg nicht vor-
sätzlich oder grob fahrlässig verursacht worden ist. Im 
Gegenzug tritt das Land Baden-Württemberg mit den 
Verbindlichkeiten im Zusammenhang stehende Ersatzan-
sprüche nach § 102 des Polizeigesetzes Baden-Württem-

berg an den Freistaat Bayern ab.

(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit das Land Baden-Württem-
berg durch Rückgriff auf seine Bediensteten Ersatz erlan-
gen kann. Bei der Höhe der Rückgriffnahme ist nach den 
allgemein üblichen Grundsätzen zu verfahren.

Art. 5 [Kündigung]

(1) Dieses Verwaltungsabkommen kann von jedem der 
vertragsschließenden Teile jeweils zum Ende eines Ka-
lenderjahres gekündigt werden. Die Kündigungsfrist be-
trägt sechs Monate.

(2) Die Kündigung bedarf der Schriftform.

Art. 6 [Inkrafttreten]

Das Verwaltungsabkommen tritt mit Unterzeichnung in 
Kraft.

Unterzeichnet am 25. Mai 2023 und am 22. März 2023

Für das Bayerische Staatsministerium  
des Innern, für Sport und Integration 

München, den 25. Mai 2023

Joachim H e r r m a n n

Für das Ministerium  
des Inneren, für Digitalisierung und  
Kommunen Baden-Württemberg 

Stuttgart, den 22. März 2023

Joachim S t r o b l
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01-15-1-K

Bekanntmachung 
über das Inkrafttreten des  

Vertrages zur Änderung des  
Vertrages vom 20. Februar 2018  

zwischen dem Freistaat Bayern und 
dem Verband  

Deutscher Sinti und Roma, 
Landesverband Bayern e.V.  

vom 8. März 2023

vom 19. Juli 2023

Der am 8. März 2023 unterzeichnete und im Gesetz- 
und Verordnungsblatt vom 14. Juli 2023 (GVBl. S. 339) 
bekannt gemachte Vertrag zur Änderung des Vertrages 
vom 20.  Februar 2018 zwischen dem Freistaat Bayern 
und dem Verband Deutscher Sinti und Roma, Landesver-
band Bayern e.V. vom 8. März 2023 ist nach seinem § 2 
am 1. Juli 2023 in Kraft getreten.

München, den 19. Juli 2023

Der Leiter der Bayerischen Staatskanzlei

Dr. Florian H e r r m a n n
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02-33-S

Bekanntmachung  
über das Inkrafttreten des  

Dritten Staatsvertrags zur Änderung  
medienrechtlicher Staatsverträge  

(Dritter Medienänderungsstaatsvertrag)

vom 2. August 2023

Der im Zeitraum vom 21. Oktober bis 2. November 
2022 unterzeichnete und im Gesetz- und Verordnungs-
blatt vom 13. April 2023 (GVBl. S. 114) bekannt gemach-
te Dritte Staatsvertrag zur Änderung medienrechtlicher 
Staatsverträge (Dritter Medienänderungsstaatsvertrag) 
ist nach seinem Art. 2 Abs. 2 am 1. Juli 2023 in Kraft ge-
treten.

München, den 2. August 2023

Der Leiter der Bayerischen Staatskanzlei

Dr. Florian H e r r m a n n
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103-2-V

Verordnung  
zur Änderung der  

Delegationsverordnung

vom 18. Juli 2023

Auf Grund des § 27 Abs. 3 Satz 2 des Bundeskraft-
fahrerqualifikationsgesetzes (BKrFQG) vom 26. Novem-
ber 2020 (BGBl. I S. 2575), das zuletzt durch Art. 20 des 
Gesetzes vom 2.  März 2023 (BGBl. 2023 I Nr.  56) ge-
ändert worden ist, verordnet die Bayerische Staatsregie-
rung:

§ 1

§  2 Nr.  2 der Delegationsverordnung (DelV) vom 
28. Januar 2014 (GVBl. S. 22, BayRS 103-2-V), die zu-
letzt durch Verordnung vom 21. März 2023 (GVBl. S. 104) 
geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

„2.	 §  27 Abs.  3 Satz  1 des Berufskraftfahrerqualifikati-
onsgesetzes,“.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 17. August 2023 in Kraft.

München, den 18. Juli 2023

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r

Nichtamtliche digitale Fassung des Bayerischen Gesetz- und Verordnungsblatts (GVBl). 
Die amtlich verkündete Fassung der Gesetze, Verordnungen und weiterer Inhalte des GVBl ist die Druckfassung.



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 15/2023 507

2015-1-1-V

Verordnung  
zur Änderung der  

Zuständigkeitsverordnung

vom 1. August 2023

Auf Grund des Art. 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 des Ge-
setzes über die Zuständigkeiten zum Vollzug wirtschafts-
rechtlicher Vorschriften (ZustWiG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24.  Januar 2005 (GVBl. S.  17, 
BayRS 700-2-W), das zuletzt durch Gesetz vom 24. Juli 
2023 (GVBl. S. 454) geändert worden ist, verordnet die 
Bayerische Staatsregierung:

§ 1

§  42 Abs.  1 der Zuständigkeitsverordnung (ZustV) 
vom 16.  Juni 2015 (GVBl. S.  184, BayRS 2015-1-1-V), 
die zuletzt durch Verordnung vom 11.  Juli 2023 (GVBl. 
S. 463) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

„(1) Für die Durchführung von Planfeststellungs-, 
Plangenehmigungs- und Anzeigeverfahren nach Teil 5 
des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) sowie den Voll-
zug von § 44 Abs. 2 Satz 2, § 44 Abs. 3, § 44c und § 45a 
EnWG sind die Regierungen zuständig.“

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. September 2023 in Kraft.

München, den 1. August 2023

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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2330-2-B, 2330-4-B

Verordnung 
zur Änderung des  

Bayerischen Wohnraumförderungsgesetzes und der  
Durchführungsverordnung Wohnungsrecht

vom 1. Juli 2023

Auf Grund des Art. 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 so-
wie Satz  2 des Bayerischen Wohnraumförderungsge-
setzes (BayWoFG) vom 10.  April  2007 (GVBl. S.  260, 
BayRS 2330-2-B), das zuletzt durch § 1 Abs. 266 der Ver-
ordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert wor-
den ist, verordnet das Bayerische Staatsministerium für 
Wohnen, Bau und Verkehr im Einvernehmen mit dem Bay-
erischen Staatsministerium der Finanzen und für Heimat:

§ 1

Änderung des  
Bayerischen Wohnraumförderungsgesetzes

Art.  11 Abs.  1 des Bayerischen Wohnraumförde-
rungsgesetzes (BayWoFG) vom 10.  April  2007 (GVBl. 
S. 260, BayRS 2330-2-B), das zuletzt durch § 1 Abs. 266 
der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	 Satz 1 Halbsatz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nr.  1 wird die Angabe „22  600  €“ durch die 
Angabe „28 300 €“ ersetzt.

b)	 In Nr.  2 wird die Angabe „34  500  €“ durch die 
Angabe „43 200 €“ ersetzt.

c)	 Im Satzteil nach Nr. 2 wird die Angabe „8 500 €“ 
durch die Angabe „10 700 €“ ersetzt.

2.	 In Satz 2 wird die Angabe „2 500 €“ durch die Angabe 
„3 200 €“ ersetzt.

§ 2

Änderung der  
Durchführungsverordnung Wohnungsrecht

§  2a der Durchführungsverordnung Wohnungs-
recht (DVWoR) vom 8. Mai 2007 (GVBl. S. 326, BayRS  
2330-4-B), die zuletzt durch Verordnung vom 
20. Mai 2021 (GVBl. S. 311) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1.	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Im Satzteil vor Nr. 1 wird die Angabe „1. Mai 2018“ 
durch die Angabe „1. September 2023“ ersetzt.

b)	 In Nr.  1 wird die Angabe „19  000  €“ durch die 
Angabe „23 800 €“ ersetzt. 

c)	 In Nr.  2 wird die Angabe „29  000  €“ durch die 
Angabe „36 300 €“ ersetzt. 

d)	 In Nr. 3 wird die Angabe „6 500 €“ durch die An-
gabe „8 200 €“ ersetzt. 

2.	 In Abs. 2 wird die Tabelle wie folgt gefasst:

„Haus-
haltsgröße

Einkom-
mens- 
stufe I

Einkom-
mens- 
stufe II

Einkom-
mens- 
stufe III

Ein- 
personen-
haushalt

17 500 € 22 900 € 28 300 €

Zwei- 
personen-
haushalt

27 500 € 35 350 € 43 200 €

für jede 
weitere zum 
Haushalt 
rechnende 
Person

6 700 € 8 700 € 10 700 €“

§ 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. September 2023 in Kraft.

München, den 1. Juli 2023

Bayerisches Staatsministerium  
für Wohnen, Bau und Verkehr

Christian B e r n r e i t e r , Staatsminister
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2015-1-1-V

Verordnung  
zur Änderung der  

Zuständigkeitsverordnung 

vom 19. Juli 2023

Auf Grund des Art.  31 Abs.  1 Nr.  7 Buchst.  l des 
Gesundheitsdienstgesetzes (GDG) vom 10.  Mai 2022 
(GVBl. S.  182, BayRS 2120-12-G), das durch Art.  32b 
des Gesetzes vom 10.  Mai 2022 (GVBl. S.  182) und 
durch § 2 des Gesetzes vom 23. Mai 2022 (GVBl. S. 224) 
geändert worden ist, in Verbindung mit § 54 Satz 1 des In-
fektionsschutzgesetzes (IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I 
S.  1045), das zuletzt durch Art.  8b des Gesetzes vom 
20. Dezember 2022 (BGBl.  I S. 2793) geändert worden 
ist, in Verbindung mit §  4 der Trinkwasserverordnung 
(TrinkwV) vom 20. Juni 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 159) ver-
ordnet das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit 
und Pflege:

§ 1

§  69a der Zuständigkeitsverordnung (ZustV) vom 
16.  Juni 2015 (GVBl. S.  184, BayRS 2015-1-1-V),  
die zuletzt durch Verordnung vom 28.  März 2023 
(GVBl. S. 121) geändert worden ist, wird wie folgt ge- 
ändert:

1.	 Der Wortlaut wird Abs. 1 und nach dem Wort „Trink-
wasserverordnung“ werden die Wörter „(TrinkwV), 
soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist,“ ein-
gefügt.

2.	 Die folgenden Abs. 2 und 3 werden angefügt:

„(2) Das Staatsministerium für Gesundheit und 
Pflege nimmt die Aufgaben nach § 11 Abs. 4, § 12 
Satz 3, § 35 Abs. 4 Satz 2, § 44 Abs. 2 Satz 1, § 50 
Abs.  3, §  53 Abs.  3, §  56 Abs.  4 und §  60 Abs.  2  
TrinkwV wahr.

(3) Das Landesamt für Gesundheit und Lebens-
mittelsicherheit nimmt die Aufgaben als andere nach 
Landesrecht zuständige Stelle nach § 21 Abs. 5, § 40 
Abs. 2 Satz 1, § 65 Abs. 4 Satz 1, § 66 Abs. 3 und 
§ 69 Abs. 1 bis 3 TrinkwV wahr.“

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. September 2023 in Kraft.

München, den 19. Juli 2023

Bayerisches Staatsministerium  
für Gesundheit und Pflege

Klaus H o l e t s c h e k , Staatsminister
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2230-7-1-K

Verordnung  
zur Änderung des  

Bayerischen  
Schulfinanzierungsgesetzes

vom 21. Juli 2023

Auf Grund des Art. 32 Abs. 1 Satz 4 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 455, 
633, BayRS 2230-7-1-K), das zuletzt durch Art.  13 des 
Gesetzes vom 21. April 2023 (GVBl. S.  128) geändert 
worden ist, verordnet das Bayerische Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus:

§ 1

In Art. 32 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 455, 633, BayRS 
2230-7-1-K), das zuletzt durch Art. 13 des Gesetzes vom 
21. April 2023 (GVBl. S. 128) geändert worden ist, wird 
die Angabe „1 834 €“ durch die Angabe „1 964 €“ ersetzt.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1.  August 
2023 in Kraft.

München, den 21. Juli 2023

Bayerisches Staatsministerium  
für Unterricht und Kultus,

Prof. Dr. Michael P i a z o l o , Staatsminister
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7902-3-L

Verordnung  
zur Änderung der  

Körperschaftswaldverordnung

vom 24. Juli 2023

Auf Grund des Art. 19 Abs. 6 des Bayerischen Wald-
gesetzes (BayWaldG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 22. Juli 2005 (GVBl. S. 313, BayRS 7902-1-L),  
das zuletzt durch Art.  9b Abs.  6 des Gesetzes vom 
23. November 2020 (GVBl. S. 598) geändert worden ist, 
verordnet das Bayerische Staatsministerium für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten im Einvernehmen mit 
dem Bayerischen Staatsministerium des Innern, für Sport 
und Integration und dem Bayerischen Staatsministerium 
der Finanzen und für Heimat:

§ 1

Die Körperschaftswaldverordnung (KWaldV) vom 
9. Februar 2007 (GVBl. S. 196, BayRS 7902-3-L), die zu-
letzt durch § 8 der Verordnung vom 5. Dezember 2017 
(GVBl. S.  589) geändert worden ist, wird wie folgt ge
ändert:

1.	 Der Erste Teil wird Teil 1.

2.	 § 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 1 werden nach dem 
Wort „aufzustellen“ die Wörter „ , auch wenn sie 
räumlich nicht zusammenhängen“ eingefügt.

b)	 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird die Satznummerierung „1“ ge-
strichen.

bb)	 Satz 2 wird aufgehoben.

3.	 In § 2 Abs. 2 Satz 3 werden die Wörter „(notwendige 
Bestandteile)“ gestrichen. 

4.	 § 3 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „den Körper-
schaften“ und die Wörter „zugestellt und“ gestri-
chen sowie nach dem Wort „erklärt“ die Wörter 
„und den Körperschaften zugestellt“ eingefügt.

b)	 In Abs.  2 Satz  2 wird die Angabe „bzw.“ durch 
das Wort „oder“ ersetzt. 

c)	 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  1 wird das Wort „dies“ durch das 
Wort „Abweichungen“ ersetzt.

bb)	 Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt:

„3Ein Ausgleich einer Überschreitung des 
Hiebssatzes (Übernutzung) soll innerhalb 
der Laufzeit des Forstwirtschaftsplans oder 
des Forstbetriebsgutachtens erfolgen.“

cc)	 Der bisherige Satz  3 wird Satz  4 und vor 
dem Wort „Forstbehörde“ wird das Wort „un-
tere“ eingefügt, die Wörter „Überschreitung 
des Hiebssatzes (Übernutzung)“ werden 
durch das Wort „Übernutzung“ ersetzt und 
die Wörter „(möglichst innerhalb der Lauf-
zeit des Forstwirtschaftsplans)“ werden ge
strichen.

5.	 § 4 wird wie folgt geändert: 

a)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Im Satz 1 werden die Wörter „von zehn Jah-
ren (Hälfte der Laufzeit)“ durch die Wörter 
„der Hälfte der Laufzeit“ ersetzt.

bb)	 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„2Forstwirtschaftspläne und Forstbetriebs-
gutachten sind vor Beendigung ihrer Laufzeit 
zu ergänzen oder erforderlichenfalls zu er-
neuern, wenn Umstände eintreten, die eine 
Bewirtschaftung des Körperschaftswaldes 
nach dem bisherigen Forstwirtschaftsplan 
oder Forstbetriebsgutachten unmöglich ma-
chen oder erheblich erschweren würden.“

cc)	 Folgender Satz 3 wird angefügt:

„3Die Erneuerung kann auch durch wesent-
liche Änderungen der Bedürfnisse der Kör-
perschaft erforderlich werden.“

b)	 Abs. 3 wird aufgehoben. 
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6.	 § 5 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  2 werden die Wörter „(Hiebssatz, 
Pflegesollflächen)“ gestrichen.

bb)	 In Satz 3 wird nach den Wörtern „Staatsmi-
nisterium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten“ das Wort „(Staatsministerium)“ ein-
gefügt.

cc)	 Satz 4 wird aufgehoben.

b)	 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 Dem Wortlaut wird folgender Satz 1 voran-
gestellt: 

„1Die unteren Forstbehörden können Nach-
weisungen und Aufschreibungen der Kör-
perschaften überprüfen und weitere Nach-
weisungen und Aufschreibungen verlangen.“

bb)	 Der bisherige Wortlaut wird Satz 2 und vor 
dem Wort „Forstbehörden“ wird das Wort 
„unteren“ eingefügt.

7.	 Der Zweite Teil wird Teil 2.

8.	 § 6 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  1 werden die Wörter „Die Forstbe-
triebsleitung beinhaltet“ durch die Wörter 
„Aufgabe der Forstbetriebsleitung ist“ ersetzt 
und die Wörter „und die Verantwortung ge-
genüber der Körperschaft für die sachgemä-
ße Betriebsführung“ gestrichen.

bb)	 In Satz 3 wird das Wort „beinhaltet“ durch das 
Wort „umfassen“ ersetzt, vor dem Wort „Forst-
betriebsleitung“ werden die Wörter „Aufgaben 
der“ eingefügt und das Wort „Richtlinien“ wird 
durch das Wort „Maßgaben“ ersetzt.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Soweit die Betriebsausführung nicht 
der Forstverwaltung vertraglich übertragen ist, 
stellen die Körperschaften sicher, dass die forst-
fachlichen Vorgaben der mit der Betriebsleitung 
betrauten Personen von den mit der Betriebs
ausführung beauftragten Personen verbindlich 
beachtet werden.“

9.	 § 7 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „Die Forst-
betriebsausführung beinhaltet“ durch die Wörter 
„Aufgabe der Forstbetriebsausführung ist“ und 
das Wort „Betriebsausführung“ durch die Wörter 
„Umsetzung des operativen Geschäfts“ sowie 
das Wort „Richtlinien“ durch das Wort „Maßga-
ben“ ersetzt.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Körperschaften stellen sicher, dass 
von den mit der Durchführung der Arbeiten im 
Forstbetrieb betrauten Beschäftigten der Kör-
perschaften sowie beauftragten Unternehmen 
die fachlichen Vorgaben der mit der Betriebs
ausführung betrauten Personen bezüglich der 
Durchführung der Arbeiten verbindlich beachtet 
werden.“

10.	 § 8 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 werden die Wörter „Waldgesetzes für 
Bayern“ durch die Wörter „Bayerischen Waldge-
setzes“ ersetzt und die Wörter „ , insbesondere 
Werk- und Dienstleistungsverträge“ gestrichen.

b)	 In Abs.  2 wird das Wort „mit“ gestrichen, das 
Wort „vereinbaren“ wird durch das Wort „über-
tragen“ und das Wort „sonstiger“ wird durch das 
Wort „sonstigen“ ersetzt. 

c)	 Abs. 3 wird aufgehoben.

11.	 § 9 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird die Angabe „bzw.“ durch das 
Wort „oder“ ersetzt.

bb)	 In Satz 2 werden die Wörter „diese Anforde-
rungen“ durch die Wörter „die Anforderungen 
nach Abs. 1“ und die Wörter „Forsttechniker/
zur Forsttechnikerin bzw.“ durch die Wörter 
„Forsttechniker oder zur Forsttechnikerin 
oder“ ersetzt.

b)	 In Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „Stellen meh-
rere Körperschaften Forstpersonal gemeinsam 
an“ durch die Wörter „Betreut Forstpersonal die 
Waldflächen mehrerer Körperschaften“ und die 
Angabe „bzw.“ durch das Wort „und“ ersetzt.

12.	 § 10 wird wie folgt geändert:
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a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden nach der Angabe „(Art. 19 
Abs. 3 BayWaldG)“ die Wörter „ , wenn und 
soweit ein solches Vertragsverhältnis zum 
Stichtag 10. Februar 2022 bestand und die-
ses ununterbrochen weiterhin besteht“ ein-
gefügt.

bb)	 In Satz 2 werden die Wörter „für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten“ gestrichen.

cc)	 Satz 3 wird aufgehoben.

b)	 Nach Abs. 1 werden die folgenden Abs. 2 bis 7 
eingefügt: 

„(2) 1Das für die Übernahme zu entrichtende 
Entgelt deckt die jeweils dem Freistaat Bayern 
entstehenden Personalvollkosten. 2Entgelt ist für 
Körperschaftswälder mit mehr als fünf Hektar 
Holzbodenfläche zu entrichten. 3Die Entgeltsät-
ze richten sich nach Anlage 1 und sind zuzüglich 
Umsatzsteuer zu entrichten.

(3) 1Die Entgeltsätze sind jährlich durch 
das Staatsministerium zu prüfen und bei Be-
darf entsprechend der Entwicklung der vom 
Staatsministerium der Finanzen und für Heimat 
veröffentlichten Durchschnittssätze der Perso-
nalvollkosten des Freistaates Bayern nach Be-
soldungsgruppen anzupassen. 2Dabei kommt 
bei der Betriebsleitung der Personalvollkosten-
satz der Besoldungsgruppen A 13 bis A 16Z zur 
Anwendung, bei Betriebsleitung und -ausführung 
ein arbeitszeitanteilig gewichtetes Mittel der Be-
soldungsgruppen A 6 bis A 16Z.

(4) 1Maximal gehen sieben Festmeter je 
Hektar Holzbodenfläche in die Berechnung ein. 
2Das hiebssatzbezogene Entgelt ist für den im 
Forstwirtschaftsplan oder Forstbetriebsgutach-
ten gemäß § 1 festgesetzten Jahreshiebssatz zu 
entrichten.

(5) Soweit die untere Forstbehörde die Auf-
gaben der Verkehrssicherung nicht übernimmt, 
wird zwischen unterer Forstbehörde und Körper-
schaft eine Entgeltminderung festgelegt, die den 
Personalvollkosten der eingesparten Arbeitsleis-
tung entspricht.

(6) 1Das hiebssatzbezogene Entgelt ver-
mindert sich um 15 %, wenn Holzaufnahme und 
-verwertung im Wald der Körperschaft durch Drit-
te wahrgenommen werden. 2Das hiebssatzbe-

zogene Entgelt vermindert sich um bis zu 20 %  
je Festmeter des festgesetzten Hiebssatzes, 
wenn im Fall von Gemeindenutzungsrechten 
die Nutzung auf Berechtigte entfällt und eine 
entsprechende Minderung des Aufwands für 
die Betriebsausführung durch Eigenleistungen 
der Berechtigten gegeben ist. 3Die Minderungen 
nach den Sätzen 1 und 2 sind bei Vorliegen der 
jeweiligen Voraussetzungen kumulierbar.

(7) Für Flächen, die in Forstwirtschaftsplä-
nen oder Forstbetriebsgutachten gemäß §  1 
Abs.  1 Satz  3 als Mittel- oder Niederwald aus-
gewiesen sind, wird kein hiebssatzbezogenes 
Entgelt erhoben.“

c)	 Der bisherige Abs.  2 wird Abs.  8 und wie folgt 
gefasst:

„(8) Wird nur die Betriebsleitung der unteren 
Forstbehörde übertragen, gilt §  6 Abs.  2 sinn
gemäß.“

13.	 § 11 wird wie folgt geändert: 

a)	 In Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „ggf.“ durch das 
Wort „erforderlichenfalls“ ersetzt. 

b)	 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird die Satznummerierung „1“ ge-
strichen.

bb)	 Satz 2 wird aufgehoben.

14.	 Nach § 11 wird folgender Teil 3 eingefügt:

„Teil 3

Mehrbelastungen und Ausgleich

§ 12

Mehrbelastungsausgleich

(1) 1Als Ausgleich für erhöhte Belastungen bei 
der Erbringung von Gemeinwohlleistungen im Rah-
men der vorbildlichen Waldbewirtschaftung wird 
den Körperschaften ein Mehrbelastungsausgleich 
im Rahmen der jeweils verfügbaren Haushaltsmittel 
gewährt. 2Der Mehrbelastungsausgleich wird kalen-
derjährlich, bei während des Jahres eintretenden 
Flächenabgängen anteilig für die entsprechenden 
Monate, für Flächen gewährt, die sich zum Stichtag 
1.  Januar im Eigentum der Körperschaft befinden, 
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sofern die in Bayern liegende Holzbodenfläche der 
Körperschaft fünf Hektar übersteigt. 3Unterjährige 
Flächenzugänge sind erst ab dem folgenden Kalen-
derjahr berücksichtigungsfähig. 

(2) Die Höhe des Mehrbelastungsausgleichs er-
gibt sich aus der Anlage 2 und setzt sich aus einem 
Grundbetrag und aus an individuellen Erschwer
nissen der Körperschaft orientierten Zuschlägen zu
sammen.

(3) 1Der Mehrbelastungsausgleich wird jährlich 
auf Antrag der Körperschaft durch das zuständige 
Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ge-
währt. 2Der Antrag ist spätestens zum 31. März für 
das laufende Kalenderjahr zu stellen. 3Die Auszah-
lung des Mehrbelastungsausgleichs soll bis 1.  Juli 
eines Kalenderjahres erfolgen. 

(4) Der Mehrbelastungsausgleich kann abge-
lehnt werden, wenn die Körperschaft Verpflichtungen 
im Rahmen der Vorbildlichkeit gemäß Art. 19 Abs. 1 
in Verbindung mit Art. 18 Abs. 1 BayWaldG nicht er-
bringt. 

(5) 1Bei der Berechnung des Zuschlags für den 
Erhalt landeskulturell oder ökologisch bedeutsamer 
Landschaftsstrukturen wird der im Forstwirtschafts-
plan oder Forstbetriebsgutachten ausgewiesene Ge-
samthiebssatz mit der Holzbodenfläche ins Verhältnis 
gesetzt. 2Hierbei werden Flächen ohne ausgewiese-
nen Hiebssatz vollumfänglich berücksichtigt. 3Für 
die Laubholz- und Kiefernanteile wird die im Forst-
wirtschaftsplan oder Forstbetriebsgutachten ausge-
wiesene Baumartenzusammensetzung verwendet. 
4Diese wird auch für Flächen ohne ausgewiesene 
Baumartenzusammensetzung angenommen. 

(6) 1Mittelwälder und Niederwälder sind bei der 
Berechnung des Mehrbelastungsausgleichs als ei-
gene Betriebsklasse zu betrachten. 2Dabei wird ein 
Laubholzanteil von 100 % sowie ein pauschaler Hiebs-
satz von 3,8 Festmeter pro Hektar angenommen. 

(7) 1Erhält die Körperschaft für Waldflächen Zu-
wendungen oder Zahlungen für deren Nicht-Bewirt-
schaftung, so wird für diese Flächen kein Grundbe-
trag sowie kein Zuschlag für den Erhalt landeskulturell 
oder ökologisch bedeutsamer Landschaftsstrukturen 
gezahlt. 2Flächen, für die eine staatliche Förderung 
über das Vertragsnaturschutzprogramm Wald für 
den Erhalt und die Bewirtschaftung eines Stockaus-
schlagwaldes gezahlt wird, sind vom Zuschlag für 
den Erhalt landeskulturell oder ökologisch bedeut-
samer Landschaftsstrukturen ausgenommen. 3Der 
erstmalige Erhalt solcher Zahlungen ist dem Amt für 

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten anzuzeigen.“

15.	 Der bisherige Dritte Teil wird Teil 4 und die Überschrift 
wird wie folgt gefasst:

„Teil 4

Aufsicht, örtliche Zuständigkeit der  
Forstbehörden“.

16.	 Der bisherige § 12 wird § 13 und in Abs. 1 werden die 
Wörter „nach den Vorschriften dieser Verordnung“ 
gestrichen.

17.	 Der bisherige § 13 wird § 14 und wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 wird das Wort „Bereich“ durch das Wort 
„Zuständigkeitsbereich“ ersetzt und die Wörter 
„oder der überwiegende Teil des Waldes der Kör-
perschaft“ werden gestrichen.

b)	 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„2Für den Zuständigkeitsbereich gilt §  2 Abs.  1 
Nr.  2 in Verbindung mit Anlage  1 Spalte  3 der 
Ämterverordnung-LM.“ 

c)	 Die folgenden Sätze 3 und 4 werden angefügt: 

„3Soweit der Wald im Zuständigkeitsbereich 
mehrerer unterer Forstbehörden liegt, ist die 
untere Forstbehörde zuständig, in der der über-
wiegende Teil des Waldes der Körperschaft liegt. 
4Dies gilt entsprechend, soweit ein Fall des § 15 
Satz 1 vorliegt.“

18.	 Der bisherige Vierte Teil wird Teil 5 und die Über-
schrift wird wie folgt gefasst:

„Teil 5

Schlussbestimmungen“.

19.	 Der bisherige § 14 wird § 15 und wie folgt gefasst: 

„§ 15

Erweiterter räumlicher Geltungsbereich

1Soweit die untere Forstbehörde die forstfachli-
che Betriebsleitung oder die Betriebsausführung und 
Betriebsleitung nach § 10 Abs. 1 übernimmt, können 
die vertraglichen Leistungen auch auf Körperschafts-
wälder in anderen Bundesländern erbracht werden. 
2Ein Mehrbelastungsausgleich nach § 12 wird nur für 
Wald gewährt, der in Bayern liegt.“
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20.	 Der bisherige § 15 wird § 16.

21.	 Die Anlagen 1 und 2 erhalten die aus dem Anhang zu 
dieser Verordnung ersichtliche Fassung.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft. 

München, den 24. Juli 2023

Bayerisches Staatsministerium  
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Michaela K a n i b e r , Staatsministerin
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Anhang
(zu § 1 Nr. 21)

Anlage 1
(zu § 10 Abs. 2)

Entgeltregelung für die  
Betriebsleitung und -ausführung im Körperschaftswald

Ab dem 1. Januar 2024 sind folgende Entgeltsätze (netto, zzgl. Umsatzsteuer) zu entrichten:

Betriebsleitung: 
(ohne gleichzeitige Betriebsausführung)
Entgelt je Hektar Holzbodenfläche 5,95 €/ha
Betriebsleitung und -ausführung:
Entgelt je Hektar Holzbodenfläche 9,15 €/ha
Entgelt je Festmeter Hiebssatz 9,15 €/fm.

Auf die jährliche Prüfung und bei Bedarf Anpassung der Entgeltsätze gemäß § 10 Abs. 3 wird verwiesen.
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Anhang
(zu § 1 Nr. 21)

Anlage 2
(zu § 12 Abs. 2)

Regelung für die Gewährung eines Mehrbelastungsausgleichs für die  
Erbringung von Gemeinwohlleistungen im Körperschaftswald

Der Mehrbelastungsausgleich setzt sich aus einem Grundbetrag sowie an individuellen Erschwernissen der Körper-
schaften orientierten Zuschlägen zusammen:

Grundbetrag je Hektar Holzboden 10 € 

Zuschlag je Hektar Schutzwald1 10 € 

Zuschlag je Hektar Erholungswald2 10 € 

Zuschlag je Hektar Holzboden
für den Erhalt landeskulturell/ökologisch  
bedeutsamer Landschaftsstrukturen

Hiebssatz (HS) je Hektar Holzbodenfläche3

3 fm < HS ≤ 5 fm HS ≤ 3 fm

Gesamtbetrieblicher Anteil  
von Laubholz/Kiefer3

≥ 60 bis < 80 % 2 € 4 €

≥ 80 % 8 € 10 €

1 Entsprechend dem Eintrag im Schutzwaldverzeichnis
2 Für Erholungswald Stufe I nach Waldfunktionsplanung bzw. nach Art. 12 BayWaldG
3 Laut aktuellem Forstwirtschaftsplan / Forstbetriebsgutachten gem. § 1 KWaldV
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2038-3-4-7-6-K/I

Verordnung  
zur Änderung der  

Qualifikationsverordnung Fachlehrkräfte 

vom 26. Juli 2023

Auf Grund des Art. 7 Abs. 2, des Art. 8 Abs. 2 Satz 2, 
des Art. 22 Abs. 7 Satz 4 und des Art. 67 Satz 1 Nr. 1 bis 3  
des Leistungslaufbahngesetzes (LlbG) vom 5.  August 
2010 (GVBl. S. 410, 571, BayRS 2030-1-4-F), das zuletzt 
durch § 2 des Gesetzes vom 7. Juli 2023 (GVBl. S. 313) 
geändert worden ist, verordnet das Bayerische Staatsmi-
nisterium für Unterricht und Kultus soweit erforderlich im 
Einvernehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium 
der Finanzen und für Heimat und mit Zustimmung des 
Landespersonalausschusses:

§ 1

Die Qualifikationsverordnung Fachlehrkräfte  
(QualVFL) vom 26. August 2021 (GVBl. S. 571, BayRS 
2038-3-4-7-6-K/I), die durch § 12 der Verordnung vom 
1. August 2022 (GVBl. S. 494) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1.	 Nach Teil 5 wird folgender Teil 6 eingefügt: 

‚Teil 6 

Fachlehrkräfte Sonderpädagogik

§ 27

Qualifikationserwerb,  
abweichende Verfahrensregelungen

(1) Für den Erwerb der Qualifikation für die Fach-
laufbahn Bildung und Wissenschaft mit Einstieg in der 
dritten Qualifikationsebene als Fachlehrkraft Sonder-
pädagogik an öffentlichen und privaten Förderschu-
len ist das Ableisten eines Vorbereitungsdienstes und 
das Bestehen der Qualifikationsprüfung erforderlich.

(2) Soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt 
ist, gelten die in den §§ 1 bis 24 für Fachlehrkräfte 
an beruflichen Schulen getroffenen Regelungen ent-
sprechend. 

(3) 1Hinsichtlich der beruflichen Erstausbildung 
ist zusätzlich zu den Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 
ein erfolgreicher Abschluss einer öffentlichen oder 

staatlich anerkannten Fachakademie für Sozialpä-
dagogik oder Heilpädagogik oder Fachschule für 
Heilerziehungspflege erforderlich. 2Hinsichtlich der 
Berufstätigkeit ist eine mindestens dreijährige ein-
schlägige hauptberufliche Tätigkeit an einer privaten 
oder öffentlichen Förderschule nach Abschluss der 
beruflichen Erstausbildung erforderlich. 

(4) 1Abweichend von § 4 Abs. 1 und 2 wird die 
Eignungsprüfung im Auftrag des Staatsministeriums 
von einem bei der örtlich zuständigen Regierung ein-
gerichteten Prüfungsausschuss durchgeführt. 2Der 
Prüfungsausschuss besteht aus 

1.	 einer Vertretung der zuständigen Schulaufsicht 
als Vorsitzende oder Vorsitzender,

2.	 der Schulleiterin oder dem Schulleiter der Schule, 
an der die Stelle ausgeschrieben ist, und 

3.	 einer Lehrkraft für Sonderpädagogik, die nicht 
der betroffenen Schule angehören darf. 

(5) Über die Zulassung zur Eignungsprüfung nach 
§  5 Abs.  2 und zum Vorbereitungsdienst nach §  7 
Abs. 1 entscheidet die örtlich zuständige Regierung.

(6) Die Beamtin oder der Beamte führt während 
des Vorbereitungsdienstes im Bereich der Förder-
schulen die Dienstbezeichnung „Fachlehreranwär
terin (FlAin FS)“ oder „Fachlehreranwärter (FlA FS)“. 

(7) Vorgesetzte oder Vorgesetzter nach §  8 
Abs. 3 Satz 2 ist die Ausbildungsleitung am Staats-
institut. 

(8) 1Abweichend von § 10 Abs. 1 und 2 besteht 
der Prüfungsausschuss für die Qualifikationsprüfung 
aus 

1.	 der örtlichen Prüfungsleitung der Regierung von 
Mittelfranken für das Lehramt für Sonderpäda-
gogik als vorsitzendes Mitglied, 

2.	 der Ausbildungsleitung am Staatsinstitut und 

3.	 zwei Lehrkräften für Sonderpädagogik, die vom 
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Staatsministerium berufen werden. 

2Die örtliche Prüfungsleitung der Regierung von 
Mittelfranken für das Lehramt für Sonderpädagogik 
und die Ausbildungsleitung am Staatsinstitut sind 
ständige Mitglieder des Prüfungsausschusses.‘

2.	 Der bisherige Teil 6 wird Teil 7.

3.	 Der bisherige § 27 wird § 28.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 17. August 2023 in Kraft. 

München, den 26. Juli 2023

Bayerisches Staatsministerium  
für Unterricht und Kultus

Prof. Dr. Michael P i a z o l o , Staatsminister
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2030-2-21-WK

Verordnung  
zur Änderung der  

Ausführungsverordnung zum  
Bayerischen Hochschulinnovationsgesetz

vom 28. Juli 2023

Auf Grund des Art. 14 Abs. 4 des Bayerischen Hoch-
schulinnovationsgesetzes (BayHIG) vom 5. August 2022 
(GVBl. S. 414, BayRS 2210-1-3-WK), das durch § 3 des 
Gesetzes vom 23. Dezember 2022 (GVBl. S. 709) geän-
dert worden ist, verordnet das Bayerische Staatsminis-
terium für Wissenschaft und Kunst im Einvernehmen mit 
dem Bayerischen Staatsministerium der Finanzen und 
für Heimat sowie dem Bayerischen Staatsministerium für 
Wohnen, Bau und Verkehr:

§ 1

Die Ausführungsverordnung zum Bayerischen Hoch-
schulinnovationsgesetz (AVBayHIG) vom 13.  Februar 
2023 (GVBl. S. 66, BayRS 2030-2-21-WK) wird wie folgt 
geändert:

1.	 Nach § 14 wird folgender Teil 3 eingefügt:

„Teil 3

Bauherreneigenschaft und  
Liegenschaftsverantwortung

Kapitel 1

Übertragung der  
Wahrnehmung der Bauherreneigenschaft und  

Liegenschaftsverantwortung

§ 15

Begriffsbestimmungen

(1) Die Wahrnehmung der Bauherreneigenschaft 
umfasst die Finanzierung, verantwortliche Initiierung, 
Organisation und Planung von Baumaßnahmen im 
Sinne des Art. 14 Abs. 1 Satz 1 BayHIG.

(2) Die Liegenschaftsverantwortung ist die 
Pflicht, diejenigen Maßnahmen zu treffen, die not-
wendig sind, Gefahren für Leib und Leben, die Um-
welt, das Eigentum und andere Rechte Dritter abzu-

wenden, die sich aus dem Zustand der Liegenschaft, 
Immobilie oder baulichen Anlage ergeben.

§ 16

Antrag der Hochschule

(1) Einer Hochschule kann in ihrer Eigenschaft 
als staatliche Einrichtung für die ihr nach Art. 4 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 Buchst. b BayHIG zur Nutzung überlas-
senen Liegenschaften nach Art.  14 Abs.  1 BayHIG 
die Wahrnehmung der Bauherreneigenschaft und die 
damit verbundene Liegenschaftsverantwortung über-
tragen werden.

(2) Der Antrag auf Übertragung ist von der Prä-
sidentin oder dem Präsidenten der Hochschule in 
schriftlicher oder elektronischer Form beim Staats
ministerium zu stellen.

(3) 1Der Antrag muss Folgendes umfassen:

1.	 die Bauliche Entwicklungsplanung nach § 17,

2.	 eine Bestätigung der Hochschule über die Ein-
haltung aller öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten, die im Rahmen der Wahrnehmung der 
Bauherreneigenschaft und Liegenschaftsverant-
wortung zu berücksichtigen sind,

3.	 eine Darstellung des Vorliegens der organisato-
rischen und personellen Voraussetzungen die 
zur Erfüllung der zu übertragenden Aufgaben 
notwendig sind.

2Bei der Übertragung der Wahrnehmung der Bau-
herreneigenschaft und Liegenschaftsverantwortung 
im Allgemeinen ist zudem der angestrebte Zeitpunkt 
der Übertragung anzugeben sowie eine Liste der 
vom Freistaat Bayern nach Art. 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
Buchst. b BayHIG zur Nutzung überlassenen staatli-
chen Liegenschaften und der an diesen Liegenschaf-
ten bereits begonnenen und bis zum angestrebten 
Zeitpunkt der Übertragung voraussichtlich noch nicht 
abgeschlossenen Baumaßnahmen vorzulegen. 3Bei 
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der Übertragung im Einzelfall ist neben den in Satz 1 
genannten Unterlagen ein von der Hochschule er-
stellter Projektantrag vorzulegen, der insbesondere 
ein Baufachliches Gutachten, die Bedarfsbeschrei-
bung und eine zugehörige Kostenermittlung enthält.

§ 17

Bauliche Entwicklungsplanung

(1) 1Die durch die Hochschule initiierte bauli-
che Entwicklungsplanung nach Art. 14 Abs. 1 Satz 2  
BayHIG umfasst eine priorisierte Grobplanung der 
in den folgenden zehn Jahren angestrebten Gro-
ßen Baumaßnahmen. 2Bei einer Übertragung der 
Wahrnehmung der Bauherreneigenschaft und Lie-
genschaftsverantwortung im Allgemeinen hat die 
Planung den angestrebten Zeitraum bis zum voll-
ständigen Übergang der Verantwortlichkeiten und 
den sich daran anschließenden zehn Jahren zu um-
fassen.

(2) Eine bauliche Entwicklungsplanung soll von 
jeder Hochschule, die eine Übertragung der Wahr-
nehmung der Bauherreneigenschaft und Liegen-
schaftsverantwortung anstrebt, spätestens im Jahr 
vor der geplanten Antragsstellung im Sinne des § 16 
vorgenommen werden.

§ 18

Entscheidung über den Antrag

(1) 1Entspricht der Antrag der Hochschule den 
Anforderungen des §  16 und ist die Vereinbarung 
nach § 19 abgeschlossen, kann das Staatsministe-
rium dem Antrag stattgeben. 2Zur Übertragung im 
Allgemeinen oder im Einzelfall bei Maßnahmen mit 
Gesamtkosten von mehr als 10 Millionen Euro ergeht 
die Entscheidung nach Satz 1 im Einvernehmen mit 
dem Staatsministerium der Finanzen und für Heimat. 
3Die Übertragung erfolgt in schriftlicher oder elekt-
ronischer Form unter Angabe des konkreten Über-
gangszeitpunkts.

(2) Eine Ablehnung des Antrags ist durch das 
Staatsministerium in schriftlicher oder elektronischer 
Form zu begründen.

(3) Vor der Übertragung darf die Hochschule nicht 
mit der Umsetzung der Baumaßnahme beginnen. 

(4) Die Übertragung der Wahrnehmung der Bau-
herreneigenschaft und Liegenschaftsverantwortung 

erfolgt unbeschadet etwaiger Rechte Dritter.

§ 19

Gesonderte Vereinbarung

In der zwischen dem Staatsministerium und der 
Hochschule nach Art. 14 Abs. 1 Satz 3 BayHIG ab-
zuschließenden Vereinbarung sollen insbesondere 
geregelt werden:

1.	 die Abwicklung der sich durch die Staatsbauver-
waltung bereits in Planung befindlichen sowie 
der baulich begonnenen und noch nicht voll-
ständig abgeschlossenen Baumaßnahmen, ein-
schließlich der jeweiligen Zuständigkeiten und 
Verantwortlichkeiten,

2.	 Art und Umfang der vorhandenen Pläne und 
sonstiger Unterlagen die von der Staatsbauver-
waltung an die Hochschule zu übergeben sind,

3.	 die Höhe und Tranchen der Mittelbereitstellung,

4.	 Schnittstellen- und Prozesszuständigkeiten so-
wie die jeweiligen Verantwortlichkeiten zwischen 
Staatsministerium, Hochschule und Staatsbau-
verwaltung,

5.	 die Festlegung von Kriterien für den nach § 24 
Abs. 2 vorzulegenden Bericht und die Zurverfü-
gungstellung von Daten gemäß § 24 Abs. 3.

§ 20

Durchführung von Baumaßnahmen

(1) 1Beabsichtigt eine Hochschule die Wahr-
nehmung der Bauherreneigenschaft im Einzelfall zu 
übernehmen, so hat sie dies vor der Projektentwick-
lung mit einer Absichtserklärung dem Staatsministe-
rium mitzuteilen. 2Bei der Durchführung der Baumaß-
nahmen gilt:

1.	 bei Umbauten und Sanierungen im Bestand 
sowie bei Neubauten auf bereits im staatlichen 
Eigentum stehenden Grundstücken wird auf  
das Flächenmanagementverfahren verzichtet; in 
diesen Fällen muss die Hochschule unter Vorla-
ge einer Bedarfsbeschreibung eine Stellungnah-
me der Immobilien Freistaat Bayern einholen, ob 
staatseigene Alternativen zur Verfügung stehen, 

2.	 das Verfahren zur Übertragung der Wahrneh-
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mung der Bauherreneigenschaft und Liegen-
schaftsverantwortung nach § 18 ersetzt die Ver-
fahren zum Projektantrag sowie zur Beteiligung 
einer Projektkommission und das damit zusam-
menhängende Umlaufverfahren.

(2) Im Fall der Übertragung der Wahrnehmung 
der Bauherreneigenschaft und Liegenschaftsverant-
wortung im Allgemeinen gilt bei der Durchführung 
von Baumaßnahmen:

1.	 die Hochschule hat das Flächenmanagement in 
eigener Zuständigkeit selbstständig und eigen-
verantwortlich durchzuführen und zu dokumen-
tieren; dabei ist eine Stellungnahme der Immo-
bilien Freistaat Bayern nach Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
einzuholen,

2.	 die Regelungen zur Beteiligung einer Projekt-
kommission sowie zum Umlaufverfahren ent-
fallen.

(3) Neben den in den Abs. 1 und 2 genannten 
Regelungen gilt bei der Durchführung von Baumaß-
nahmen zudem:

1.	 die Aufgaben der Staatlichen Bauämter und 
der Regierungen werden durch die Hochschu-
le in getrennten Verfahrensstufen unabhängig 
voneinander wahrgenommen; durch eine ge-
eignete Organisationstruktur ist zu gewährleis-
ten, dass eine echte gegenseitige Kontrolle der 
unterschiedlichen Funktionen gewährleistet ist; 
die Aufgaben der Oberstufe werden durch das 
Staatsministerium wahrgenommen,

2.	 Beschlüssen der Staatsregierung und des Land-
tags zur Durchführung staatlicher Hochbau-
maßnahmen sind von der Hochschule Folge zu  
leisten, 

3.	 ist für ein Bauvorhaben der Neuerwerb eines 
Grundstücks erforderlich, ist ein gesondertes 
Flächenmanagement durch die Immobilien Frei
staat Bayern durchzuführen; die Hochschule 
übernimmt in diesem Fall die Aufgaben der 
Staatlichen Bauämter, 

4.	 der Antrag auf Einräumung oder Erlangung 
dinglicher Rechte im Zusammenhang mit ei-
ner Baumaßnahme an den Grundstücken des 
Freistaates Bayern ist von der Hochschule dem 
Staatsministerium vorzulegen,

5.	 nach der Übertragung trägt die Hochschule die 
baurechtliche Verantwortung für ihre Liegen-

schaften.

§ 21

Liegenschaftsverantwortung

(1) Wird einer Hochschule die Liegenschaftsver-
antwortung übertragen, so gehen ab diesem Zeit-
punkt alle Pflichten zum Erhalt der Liegenschaft auf 
die jeweilige Hochschule über. 

(2) Fällt der Bedarf der Hochschule an einer Lie-
genschaft, für die ihr die Liegenschaftsverantwortung 
übertragen wurde, weg, hat sie dies frühzeitig dem 
Staatsministerium schriftlich oder in elektronischer 
Form mitzuteilen.

§ 22

Finanzierung der Baumaßnahmen

(1) 1Eine Finanzierung kann

1.	 durch Zahlung aus dem Staatshaushalt, 

2.	 durch Eigenmittel der Hochschule, und

3.	 durch Drittmittel 

unter Berücksichtigung der Grundsätze der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit erfolgen. 2Über das 
Haushalts- oder Wirtschaftsjahr hinausgehende Ver-
pflichtungen dürfen nur insoweit eingegangen wer-
den, als hierfür im vom Haushaltsgesetzgeber be-
schlossenen Staatshaushalt jeweils entsprechende 
Verpflichtungsermächtigungen oder haushaltsgesetz-
liche Ermächtigungen ausdrücklich vorgesehen sind. 

(2) Anfallende Kosten für die nach öffentlich-
rechtlichen oder sonstigen Vorschriften erforder
lichen Genehmigungen, Zustimmungen oder Erlaub-
nisse sind von der Hochschule zu tragen.

§ 23

Haftung

Ab dem Zeitpunkt der Übertragung der Wahrneh-
mung der Bauherreneigenschaft und Liegenschafts-
verantwortung haftet die Hochschule für Schäden, 
die im Rahmen der Durchführung einer Baumaß-
nahme an einem Gebäude des Freistaates Bayern 
entstehen.
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§ 24

Dokumentationspflichten

(1) Die Hochschule hat die Pflicht, alle Vorgän-
ge zu Baumaßnahmen und Liegenschaften, für die 
ihr die Wahrnehmung der Bauherreneigenschaft und 
Liegenschaftsverantwortung übertragen wurde, zu 
dokumentieren und aufzubewahren.

(2) Die Hochschule ist verpflichtet, dem Staats-
ministerium jährlich einen Bericht nach den in der ge-
sonderten Vereinbarung festgelegten Kriterien über 
den Bau- und Liegenschaftsbetrieb vorzulegen.

(3) Die Hochschule ist verpflichtet, dem Staats-
ministerium für Wohnen, Bau und Verkehr sämtliche 
Daten, die zum Betrieb sowie zur Aufrechterhaltung 
und Pflege der Liegenschafts- und Hochbauangele-
genheiten betreffenden Fachdatenbanken erforder-
lich sind, nach den in der gesonderten Vereinbarung 
festgelegten Kriterien zur Verfügung zu stellen.

§ 25

Rückübertragung

Das Staatsministerium kann im Einvernehmen 
mit dem Staatsministerium für Wohnen, Bau und Ver-
kehr die Berechtigung der Hochschule zur Wahrneh-
mung der Bauherreneigenschaft und Liegenschafts-
verantwortung im Ausnahmefall aufheben.

Kapitel 2

Miet- und Pachtgeschäfte sowie sonstige  
Nutzungsüberlassungsvereinbarungen

§ 26

Miet- und Pachtgeschäfte sowie sonstige  
Nutzungsüberlassungsvereinbarungen

(1) 1Einer Hochschule kann in ihrer Eigenschaft 
als staatliche Einrichtung auf Antrag die Wahrneh-
mung der Miet- und Pachtgeschäfte sowie sonstiger 
Nutzungsüberlassungsvereinbarungen über Grund-
stücke, Gebäude und Räume gemäß Art. 14 Abs. 3 
BayHIG vollumfänglich übertragen werden. 2Der An-
trag muss das Vorliegen der organisatorischen und 
personellen Voraussetzungen, die zur Erfüllung der 
zu übertragenden Aufgaben notwendig sind, umfas-
sen. 3§ 16 Abs. 2 und § 18 Abs. 2 gelten entsprechend.

(2) 1Entspricht der Antrag den Voraussetzungen 
des Abs.  1 kann das Staatsministerium den Antrag 
genehmigen. 2Die Übertragung der Zuständigkeiten 
auf die Hochschule erfolgt nach Genehmigung im 
Rahmen einer Vereinbarung der Hochschule mit der 
Immobilien Freistaat Bayern, in der insbesondere zu 
regeln sind:

1.	 der konkrete Zeitpunkt des Übergangs der Zu-
ständigkeiten,

2.	 die Abwicklung der Flächenmanagementpro-
zesse, die vor dem Zeitpunkt des Übergangs 
bereits begonnen und noch nicht vollständig 
abgeschlossen sind, sowie die Abwicklung der 
noch nicht vollständig abgeschlossenen Anmiet-
prozesse selbst einschließlich der jeweiligen Zu-
ständigkeiten und Verantwortlichkeiten,

3.	 Art und Umfang der vorhandenen Unterlagen 
die von der Immobilien Freistaat Bayern an die 
Hochschule zu übergeben sind.

3Ab dem Zeitpunkt der Übertragung entfallen die auf 
die Objektsuche gerichteten Flächenmanagement-
prozesse bei der Immobilien Freistaat Bayern.

(3) Im Rahmen der Übertragung der Zuständig-
keiten gehen auch die Zuständigkeiten für Pflege und 
Abwicklung der laufenden Miet- und Pachtgeschäfte 
sowie sonstige Nutzungsüberlassungsvereinbarun-
gen über Grundstücke, Gebäude und Räume auf die 
Hochschule in ihrer Eigenschaft als staatliche Ein-
richtung über.

(4) 1Die Hochschule hat vor Anbahnung eines, 
die Hochschule finanziell belastenden Verpflichtungs-
geschäftes über Grundstücke, Gebäude und Räume 
eine Prüfung zur Wirtschaftlichkeit der Deckung des 
Flächenbedarfs eigenverantwortlich vorzunehmen 
und zu dokumentieren. 2Dabei ist nach Mitteilung des 
Flächenbedarfs eine Stellungnahme der Immobilien 
Freistaat Bayern zur Verfügbarkeit geeigneter staats-
eigener Flächen einzuholen.

(5) Über das Haushalts- oder Wirtschaftsjahr hin-
ausgehende Verpflichtungen dürfen nur insoweit ein-
gegangen werden, als im vom Haushaltsgesetzgeber 
beschlossenen Staatshaushalt jeweils entsprechen-
de Verpflichtungsermächtigungen oder haushaltsge-
setzliche Ermächtigungen hierfür ausdrücklich vorge-
sehen sind.

(6) 1Das Staatsministerium kann die Genehmi-
gung im Ausnahmefall im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr auf-
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heben. 2Die Vereinbarung nach Abs.  2 Satz  2 wird 
damit gegenstandslos.“

2.	 Der bisherige Teil 3 wird Teil 4.

3.	 Der bisherige § 15 wird § 27.

4.	 Der bisherige § 16 wird § 28 und in Abs. 3 wird die 
Angabe „§ 15 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 27 Abs. 2“ 
ersetzt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 17. August 2023 in Kraft.

München, den 28. Juli 2023

Bayerisches Staatsministerium  
für Wissenschaft und Kunst

Markus B l u m e , Staatsminister
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1100-3-I

Änderung der  
Geschäftsordnung für den Bayerischen Landtag  

hier: Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/958 über eine  
Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer Berufsreglementierungen

vom 18. Juli 2023

§ 1

Die Geschäftsordnung für den Bayerischen Landtag (BayLTGeschO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. August 2009 (GVBl. S. 420, BayRS 1100-3-I), die zuletzt durch Beschluss des Bayerischen Landtags vom 31. Mai 
2022 (GVBl. S. 298) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1.	 Der Inhaltsübersicht werden folgende Angaben angefügt: 

„Anlage 3 Vereinfachte Handhabung des Immunitätsrechts

Anlage 4 Durchführung der Verhältnismäßigkeitsprüfung bei berufsreglementierenden Regelungen im An-
wendungsbereich der Richtlinie 2005/36/EG“.

2.	 § 49 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a)	 In Satz 2 wird nach dem Spiegelstrich „– Kosten“ folgender Spiegelstrich eingefügt: 

„–„ Verhältnismäßigkeitsprüfung bei berufsreglementierenden Regelungen im Anwendungsbereich der Richt-
linie 2005/36/EG (Anlage 4)“. 

b)	 In Satz 3 werden nach dem Wort „werden“ die Wörter „  ;  in den Fällen des Satzes 2 Spiegelstrich 5 muss 
insoweit eine Begründung erfolgen“ eingefügt.

3.	 In § 59 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort „werden“ die Wörter „ ; bei Änderungsanträgen zu Gesetzesvorlagen 
muss in den Fällen des § 49 Abs. 3 Satz 2 Spiegelstrich 5 insoweit eine Begründung erfolgen“ eingefügt. 

4.	 § 193a wird aufgehoben. 

5.	 Folgende Anlage 4 wird angefügt: 

„Anlage 4
(zu § 49 Abs. 3 Satz 2 Spiegelstrich 5) 

Durchführung der Verhältnismäßigkeitsprüfung bei berufsreglementierenden Regelungen im Anwendungs-
bereich der Richtlinie 2005/36/EG 

Zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/958 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Juni 2018 über 
eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer Berufsreglementierungen (ABl. L 173 vom 9. Juli 2018, S. 25) 
gelten für Gesetzesvorlagen und Änderungsanträge zu Gesetzesvorlagen aus der Mitte des Landtags folgende 
Regelungen: 

1.	 Anwendungsbereich

Die Regelungen gelten für die Einführung neuer oder die Änderung bestehender Vorschriften, die dem 
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Anwendungsbereich der Richtlinie 2005/36/EG unterfallen und den Zugang zu reglementierten Berufen 
oder deren Ausübung beschränken. 

2.	 Begriffsbestimmungen

Für die Zwecke dieser Regelungen gelten aufgrund von Art. 3 der Richtlinie 2005/36/EG und Art. 3 der 
Richtlinie (EU) 2018/958 folgende Begriffsbestimmungen: 

2.1	 1„Reglementierter Beruf“ ist eine berufliche Tätigkeit oder eine Gruppe beruflicher Tätigkeiten, bei der 
die Aufnahme oder Ausübung oder eine der Arten der Ausübung direkt oder indirekt durch Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften an den Besitz bestimmter Berufsqualifikationen gebunden ist. 2Eine Art der 
Ausübung ist insbesondere die Führung einer Berufsbezeichnung, die durch Rechts- oder Verwaltungs-
vorschriften auf Personen beschränkt ist, die über eine bestimmte Berufsqualifikation verfügen. 3Einem 
reglementierten Beruf steht ein Beruf gleich, der von Mitgliedern von Verbänden oder Organisationen im 
Sinne des Anhangs I zu der Richtlinie 2005/36/EG ausgeübt wird. 

2.2	 „Berufsqualifikationen“ sind die Qualifikationen, die durch einen Ausbildungsnachweis, einen Befähi-
gungsnachweis nach Art. 11 Buchst. a Ziffer i der Richtlinie 2005/36/EG und/oder Berufserfahrung nach-
gewiesen werden. 

2.3	 1„Ausbildungsnachweise“ sind Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige Befähigungsnachweise, die 
von einer Behörde eines Mitgliedstaats der Europäischen Union, die entsprechend dessen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften benannt wurde, für den Abschluss einer überwiegend in der Europäischen Union 
absolvierten Berufsausbildung ausgestellt werden. 2Einem Ausbildungsnachweis nach Satz 1 gleichge-
stellt ist jeder in einem Drittland ausgestellte Ausbildungsnachweis, sofern sein Inhaber in dem betref-
fenden Beruf drei Jahre Berufserfahrung im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats der Europäischen Union, 
der diesen Ausbildungsnachweis nach Art. 2 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36/EG anerkannt hat, besitzt und 
dieser Mitgliedstaat diese Berufserfahrung bescheinigt. 

2.4	 „Zuständige Behörde“: jede mit der besonderen Befugnis ausgestattete Behörde oder Stelle, Ausbil-
dungsnachweise und andere Dokumente oder Informationen auszustellen bzw. entgegenzunehmen so-
wie Anträge zu erhalten und Beschlüsse zu fassen, auf die in der Richtlinie 2005/36/EG abgezielt wird. 

2.5	 1„Reglementierte Ausbildung“ ist eine Ausbildung, die speziell auf die Ausübung eines bestimmten Be-
rufs ausgerichtet ist und aus einem abgeschlossenen Ausbildungsgang oder mehreren abgeschlossenen 
Ausbildungsgängen besteht, der gegebenenfalls durch eine Berufsausbildung, durch ein Berufsprak-
tikum oder durch Berufspraxis ergänzt wird. 2Der Aufbau und das Niveau der Berufsausbildung, des 
Berufspraktikums oder der Berufspraxis müssen in Rechts- und Verwaltungsvorschriften des jeweiligen 
Mitgliedstaats der Europäischen Union festgelegt sein oder von einer zu diesem Zweck bestimmten Be-
hörde kontrolliert oder genehmigt werden. 

2.6	 „Berufserfahrung“ ist die tatsächliche und rechtmäßige Ausübung des betreffenden Berufs als Vollzeitbe-
schäftigung oder als entsprechende Teilzeitbeschäftigung in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union. 

2.7	 1„Anpassungslehrgang“ ist die Ausübung eines reglementierten Berufs, die in dem Aufnahmemitglied-
staat der Europäischen Union unter der Verantwortung eines qualifizierten Berufsangehörigen erfolgt und 
gegebenenfalls mit einer Zusatzausbildung einhergeht. 2Der Lehrgang ist Gegenstand einer Bewertung. 
3Die Einzelheiten des Anpassungslehrgangs und seiner Bewertung sowie die Rechtsstellung des beauf-
sichtigten zugewanderten Lehrgangsteilnehmers werden von der zuständigen Behörde des Aufnahme-
mitgliedstaats festgelegt. 4Die Rechtsstellung des Lehrgangsteilnehmers im Aufnahmemitgliedstaat, ins-
besondere im Bereich des Aufenthaltsrechts sowie der Verpflichtungen, sozialen Rechte und Leistungen, 
Vergütungen und Bezüge wird von den zuständigen Behörden des betreffenden Mitgliedstaats gemäß 
dem geltenden Recht der Europäischen Union festgelegt. 

2.8	 1„Eignungsprüfung“ ist eine die beruflichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompetenzen des Antragstellers 
betreffende und von den zuständigen Behörden des Aufnahmemitgliedstaats der Europäischen Union 
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durchgeführte oder anerkannte Prüfung, mit der die Fähigkeit des Antragstellers, in diesem Mitgliedstaat 
einen reglementierten Beruf auszuüben, beurteilt werden soll. 2Um die Durchführung dieser Prüfung zu 
ermöglichen, erstellen die zuständigen Behörden ein Verzeichnis der Sachgebiete, die aufgrund eines 
Vergleichs zwischen der im Aufnahmemitgliedstaat verlangten Ausbildung und der bisherigen Ausbildung 
des Antragstellers von dem Diplom oder den sonstigen Ausbildungsnachweisen, über die der Antragstel-
ler verfügt, nicht abgedeckt werden. 3Bei der Eignungsprüfung muss dem Umstand Rechnung getragen 
werden, dass der Antragsteller in seinem Herkunftsmitgliedstaat der Europäischen Union oder dem Mit-
gliedstaat, aus dem der Antragsteller kommt, über eine berufliche Qualifikation verfügt. 4Die Eignungs-
prüfung erstreckt sich auf Sachgebiete, die aus dem Verzeichnis ausgewählt werden und deren Kenntnis 
eine wesentliche Voraussetzung für die Ausübung des Berufs im Aufnahmemitgliedstaat ist. 5Diese Prü-
fung kann sich auch auf die Kenntnis der sich auf die betreffenden Tätigkeiten im Aufnahmemitgliedstaat  
beziehenden berufsständischen Regeln erstrecken. 6Die Einzelheiten der Durchführung der Eignungs-
prüfung und die Rechtsstellung des Antragstellers in dem Aufnahmemitgliedstaat, in dem er sich auf die 
Eignungsprüfung vorzubereiten wünscht, werden von den zuständigen Behörden dieses Mitgliedstaats 
festgelegt. 

2.9	 „Betriebsleiter“ ist eine Person, die in einem Unternehmen des entsprechenden Berufszweigs 

2.9.1	 die Position des Leiters des Unternehmens oder einer Zweigniederlassung innehat oder 

2.9.2	 Stellvertreter eines Inhabers oder Leiters eines Unternehmens ist, sofern mit dieser Position eine Verant-
wortung verbunden ist, die der des vertretenen Inhabers oder Leiters vergleichbar ist, oder 

2.9.3	 in leitender Stellung mit kaufmännischen und/oder technischen Aufgaben und mit der Verantwortung für 
eine oder mehrere Abteilungen des Unternehmens tätig ist. 

2.10	 1„Berufspraktikum“ ist unbeschadet des Art. 46 Abs. 4 der Richtlinie 2005/36/EG ein Zeitraum der Berufs-
tätigkeit unter Aufsicht, vorausgesetzt, es stellt eine Bedingung für den Zugang zu einem reglementierten 
Beruf dar. 2Es kann entweder während oder nach dem Abschluss einer Ausbildung stattfinden, die zu 
einem Diplom führt. 

2.11	 „Europäischer Berufsausweis“ ist eine elektronische Bescheinigung entweder zum Nachweis, dass der 
Berufsangehörige sämtliche notwendigen Voraussetzungen für die vorübergehende und gelegentliche 
Erbringung von Dienstleistungen in einem Aufnahmemitgliedstaat der Europäischen Union erfüllt oder 
zum Nachweis der Anerkennung von Berufsqualifikationen für die Niederlassung in einem Aufnahme-
mitgliedstaat. 

2.12	 „Lebenslanges Lernen“ umfasst jegliche Aktivitäten der allgemeinen Bildung, beruflichen Bildung, nicht-
formalen Bildung und des informellen Lernens während des gesamten Lebens, aus denen sich eine 
Verbesserung von Kenntnissen, Fähigkeiten und Kompetenzen ergibt und zu denen auch Berufsethik 
gehören kann. 

2.13	 „Zwingende Gründe des Allgemeininteresses“ sind Gründe, die als solche in der Rechtsprechung des 
Gerichtshofs der Europäischen Union anerkannt sind. 

2.14	 „Europäisches System zur Übertragung von Studienleistungen oder ECTS-Punkte“ ist das Punktesystem 
für Hochschulausbildung, das im Europäischen Hochschulraum verwendet wird. 

2.15	 „Geschützte Berufsbezeichnung“ bezeichnet eine Form der Reglementierung eines Berufs, bei der die 
Verwendung einer Bezeichnung bei der Ausübung einer beruflichen Tätigkeit oder einer Gruppe von be-
ruflichen Tätigkeiten aufgrund von Rechts- und Verwaltungsvorschriften unmittelbar oder mittelbar dem 
Besitz einer bestimmten Berufsqualifikation unterliegt und bei einer missbräuchlichen Verwendung dieser 
Bezeichnung Sanktionen verhängt werden. 

2.16	 „Vorbehaltene Tätigkeiten“ bedeutet eine Form der Reglementierung eines Berufs, bei der der Zugang zu 
einer beruflichen Tätigkeit oder einer Gruppe von beruflichen Tätigkeiten aufgrund von Rechts- und Ver-
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waltungsvorschriften unmittelbar oder mittelbar Angehörigen eines reglementierten Berufs, die Inhaber 
einer bestimmten Berufsqualifikation sind, vorbehalten wird, und zwar auch dann, wenn diese Tätigkeit 
mit anderen reglementierten Berufen geteilt wird. 

3.	 Prüfung der Verhältnismäßigkeit 

3.1	 1Vor der Einführung neuer oder der Änderung bestehender Vorschriften im Sinne der Nr. 1 ist eine Prü-
fung der Verhältnismäßigkeit nach den folgenden Bestimmungen durchzuführen. 2Vorschriften im Sinne 
von Nr. 1 dürfen weder eine direkte noch eine indirekte Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit 
oder des Wohnsitzes darstellen. 

3.2	 1Vorschriften im Sinne von Nr. 1 müssen durch Ziele des Allgemeininteresses im Sinne des Art. 6 der 
Richtlinie (EU) 2018/958 gerechtfertigt sein. 2Sie müssen für die Verwirklichung des angestrebten Ziels 
geeignet sein und dürfen nicht über das zur Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß hinausgehen. 

3.3	 Bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit sind die folgenden Punkte zu berücksichtigen: 

3.3.1	 die Eigenart der mit den angestrebten Zielen des Allgemeininteresses verbundenen Risiken, insbeson-
dere der Risiken für Dienstleistungsempfänger, einschließlich Verbraucher, Berufsangehörige und Dritte; 

3.3.2	 die Frage, ob bestehende Regelungen spezifischer oder allgemeiner Art, etwa die Regelungen in Rechts-
vorschriften auf dem Gebiet der Produktsicherheit oder des Verbraucherschutzes, nicht ausreichen, um 
das angestrebte Ziel zu erreichen; 

3.3.3	 die Eignung der Vorschriften zur angemessenen Erreichung des angestrebten Ziels, und die Frage, ob 
sie diesem Ziel tatsächlich in kohärenter und systematischer Weise gerecht werden und somit den Risiken 
entgegenwirken, die bei vergleichbaren Tätigkeiten in ähnlicher Weise identifiziert wurden;

3.3.4	 die Auswirkungen auf den freien Personen- und Dienstleistungsverkehr innerhalb der Europäischen Union, 
die Wahlmöglichkeiten für die Verbraucher und die Qualität der bereitgestellten Dienstleistungen; 

3.3.5	 die Frage, ob zur Erreichung des im Allgemeininteresse liegenden Ziels auch auf mildere Mittel zurück-
gegriffen werden kann; wenn die Vorschriften nur durch den Verbraucherschutz gerechtfertigt sind und 
sich die identifizierten Risiken auf das Verhältnis zwischen dem Berufsangehörigen und dem Verbraucher 
beschränken und sich deshalb nicht negativ auf Dritte auswirken, ist insbesondere zu prüfen, ob das Ziel 
durch Maßnahmen erreicht werden kann, die milder sind, als die Tätigkeiten vorzubehalten; 

3.3.6	 die Wirkung der neuen oder geänderten Vorschriften, wenn sie mit anderen Vorschriften, die den Zugang 
zu reglementierten Berufen oder deren Ausübung beschränken, kombiniert werden, und insbesondere, 
wie die neuen oder geänderten Vorschriften kombiniert mit anderen Anforderungen zum Erreichen des-
selben im Allgemeininteresse liegenden Ziels beitragen und ob sie hierfür notwendig sind. 

3.4	 Darüber hinaus sind bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit die folgenden Punkte zu berücksichtigen, 
wenn sie für die Art und den Inhalt der neu eingeführten oder geänderten Vorschrift relevant sind: 

3.4.1	 der Zusammenhang zwischen dem Umfang der Tätigkeiten, die von einem Beruf erfasst sind oder die 
einem Beruf vorbehalten sind, und der erforderlichen Berufsqualifikation; 

3.4.2	 der Zusammenhang zwischen der Komplexität der betreffenden Aufgaben und der Notwendigkeit, dass 
diejenigen, die die Aufgaben wahrnehmen, im Besitz einer bestimmten Berufsqualifikation sind, insbeson-
dere in Bezug auf das Niveau, die Eigenart und die Dauer der erforderlichen Ausbildung oder Erfahrung; 

3.4.3	 die Möglichkeit, die berufliche Qualifikation auf alternativen Wegen zu erlangen; 

3.4.4	 die Frage, ob und warum die bestimmten Berufen vorbehaltenen Tätigkeiten mit anderen Berufen geteilt 
oder nicht geteilt werden können; 
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3.4.5	 der Grad an Autonomie bei der Ausübung eines reglementierten Berufs und die Auswirkungen von Orga-
nisations- und Überwachungsmodalitäten auf die Erreichung des angestrebten Ziels, insbesondere wenn 
die mit einem reglementierten Beruf zusammenhängenden Tätigkeiten unter der Kontrolle und Verant-
wortung einer ordnungsgemäß qualifizierten Fachkraft stehen; 

3.4.6	 die wissenschaftlichen und technologischen Entwicklungen, die die Informationsasymmetrie zwischen 
Berufsangehörigen und Verbrauchern abbauen oder verstärken können. 

3.5	 Wird die neue oder geänderte Vorschrift mit einer oder mehreren der folgenden Anforderungen kombi-
niert, so ist die Auswirkung der neuen oder geänderten Vorschrift zu prüfen, insbesondere ist zu prüfen, 
wie die neue oder geänderte Vorschrift kombiniert mit anderen Anforderungen zum Erreichen desselben 
legitimen Zwecks beiträgt und ob sie hierfür notwendig ist: 

3.5.1	 Tätigkeitsvorbehalte, geschützte Berufsbezeichnung oder jede sonstige Form der Reglementierung im 
Sinne von Art. 3 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 2005/36/EG; 

3.5.2	 Verpflichtungen zur kontinuierlichen beruflichen Weiterbildung; 

3.5.3	 Vorschriften in Bezug auf Berufsorganisation, Standesregeln und Überwachung; 

3.5.4	 Pflichtmitgliedschaft in einer Berufsorganisation, Registrierungs- und Genehmigungsregelungen, insbe-
sondere wenn diese Anforderungen den Besitz einer bestimmten Berufsqualifikation voraussetzen; 

3.5.5	 quantitative Beschränkungen, insbesondere Anforderungen, die die Zahl der Zulassungen zur Ausübung 
eines Berufs begrenzen oder eine Mindest- oder Höchstzahl der Arbeitnehmer, Geschäftsführer oder 
Vertreter festsetzen, die bestimmte Berufsqualifikationen besitzen; 

3.5.6	 Anforderungen an bestimmte Rechtsformen oder Anforderungen in Bezug auf die Beteiligungsstruktur 
oder Geschäftsleitung eines Unternehmens, soweit diese Anforderungen unmittelbar mit der Ausübung 
des reglementierten Berufs zusammenhängen; 

3.5.7	 geografische Beschränkungen, einschließlich dann, wenn der Beruf in Teilen eines Mitgliedstaats der 
Europäischen Union in einer Weise reglementiert ist, die sich von der Reglementierung in anderen Teilen 
unterscheidet; 

3.5.8	 Anforderungen, die die gemeinschaftliche oder partnerschaftliche Ausübung eines reglementierten Be-
rufs beschränken, sowie Unvereinbarkeitsregeln; 

3.5.9	 Anforderungen an den Versicherungsschutz oder andere Mittel des persönlichen oder kollektiven Schut-
zes in Bezug auf die Berufshaftpflicht; 

3.5.10	 Anforderungen an Sprachkenntnisse, soweit diese für die Ausübung des Berufs erforderlich sind; 

3.5.11	 festgelegte Mindest- und/oder Höchstpreisanforderungen; 

3.5.12	 Anforderungen für die Werbung. 

3.6	 1Zusätzlich ist sicherzustellen, dass der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit eingehalten wird, wenn spezi-
fische Anforderungen im Zusammenhang mit der vorübergehenden oder gelegentlichen Erbringung von 
Dienstleistungen gemäß Titel II der Richtlinie 2005/36/EG, einschließlich der folgenden Anforderungen, 
neu eingeführt oder geändert werden: 

3.6.1	 eine automatische vorübergehende Eintragung oder eine Pro-forma-Mitgliedschaft bei einer Berufsorga-
nisation gemäß Art. 6 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 2005/36/EG; 

3.6.2	 eine vorherige Meldung gemäß Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/EG, die gemäß Abs. 2 des genannten 
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Artikels erforderlichen Dokumente oder eine sonstige gleichwertige Anforderung; 

3.6.3	 die Zahlung einer Gebühr oder von Entgelten, die vom Dienstleistungserbringer für die Verwaltungsver-
fahren im Zusammenhang mit dem Zugang zu reglementierten Berufen oder deren Ausübung gefordert 
werden.

2Satz 1 gilt nicht für Maßnahmen, durch die die Einhaltung geltender Arbeits- und Beschäftigungsbedin-
gungen gewährleistet werden soll, die im Einklang mit dem Recht der Europäischen Union angewendet 
werden. 

3.7	 Bei Vorschriften, die die Reglementierung von Gesundheitsberufen betreffen und Auswirkungen auf die 
Patientensicherheit haben, ist das Ziel der Sicherstellung eines hohen Gesundheitsschutzniveaus zu 
berücksichtigen. 

4.	 Verfahren 

1Bei Gesetzesvorlagen und Änderungsanträgen zu Gesetzesvorlagen aus der Mitte des Landtags er-
folgt die Prüfung der Verhältnismäßigkeit rechtzeitig durch die Initiatoren. 2Der Umfang der Prüfung steht 
im Verhältnis zu der Art, dem Inhalt und den Auswirkungen der Vorschriften im Sinne von Nr. 1. 3Jede 
Vorschrift im Sinne von Nr. 1 wird in der Begründung der Gesetzesvorlage bzw. des Änderungsantrags, 
die insoweit verpflichtend ist, so ausführlich erläutert, dass eine Bewertung der Übereinstimmung mit 
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ermöglicht wird. 4Die Gründe, aus denen sich ergibt, dass eine 
Vorschrift im Sinne von Nr. 1 gerechtfertigt und verhältnismäßig ist, sind durch qualitative und, soweit 
möglich und relevant, quantitative Elemente zu substantiieren. 5Im Vorblatt der Gesetzesvorlage wird auf 
die Erläuterung in der Begründung hingewiesen.

5.	 Information und Beteiligung der Öffentlichkeit 

5.1	 1Gesetzesvorlagen und Änderungsanträge zu Gesetzesvorlagen aus der Mitte des Landtags werden zur 
Information für Bürgerinnen und Bürger, Dienstleistungsempfängerinnen und -empfänger sowie andere 
einschlägige Interessenträgerinnen und -träger, auch solche, die keine Angehörigen des betroffenen Be-
rufs sind, auf der Internetseite des Landtags veröffentlicht und sind dort einschließlich der gemäß Art. 4 
Abs. 2 und 3 des Bayerischen Lobbyregistergesetzes zu veröffentlichenden Stellungnahmen, Gutachten, 
Diskussions- und Positionspapiere für jedermann zugänglich. 2Stellungnahmen können unter der auf der 
Internetseite des Landtags angegebenen E-Mailadresse (landtag@bayern.landtag.de) an den Landtag 
gerichtet werden; die Landtagsverwaltung leitet diese den Ausschüssen zur weiteren Behandlung zu. 

5.2	 Soweit relevant und angemessen, führen die zuständigen Ausschüsse des Landtags öffentliche Anhörun-
gen gemäß §§ 173 und 174 der Geschäftsordnung durch.

6.	 Maßnahmen der fortlaufenden Kontrolle und der Transparenz 

Diesbezüglich wird auf die entsprechenden Regelungen in der Verhältnismäßigkeitsprüfungsbekannt
machung Berufsreglementierungen der Staatsregierung verwiesen.“

§ 2

Diese Änderung der Geschäftsordnung tritt zum 21. Juli 2023 in Kraft. 

München, den 18. Juli 2023

Die Präsidentin des Bayerischen Landtags

Ilse A i g n e r
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